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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(F.D.P.) 


Treffen die Aussagen von Staatsminister 
Dr. Michael Naumann in „Die Zeit“ vom 
6. Juli 2000 zu, dass im Bundeskanzleramt die 
wesentlichen Akten für Kulturangelegenheiten 
bei Übername der Aufgaben von Staatsminis- 
ter Dr. Michael Naumann verschwunden wa- 
ren? 


Antwort des Beauftragten der Bundesregierung 
für Angelegenheiten der Kultur und der Medien, Staatsminister 
Dr. Michael Naumann, 
vom 19. Juli 2000 

In der „Zeit“ vom 6. Juli 2000 berichtet Staatsminister Dr. Michael 
Naumann in einer Glosse über seinen Arbeitsantritt im Bundeskanz- 
leramt in Bonn, wo er das ehemals von Staatsminister Anton Pfeifer 
genutzte Büro ohne Akten vorfand, sowie von seinem vergeblichen 
Versuch, Akten des Büros Pfeifer einzusehen. Es trifft zu, dass in der 
Registratur des Kanzleramtes keine Akten für Staatsminister Anton 
Pfeifer geführt wurden. 


2. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(F.D.P.) 


Trifft die Meldung der „Welt am Sonntag“ 
vom 9. Juli 2000 zu, dass sich alle Akten für 
wichtige Kulturprojekte in der Registratur 
des Bundeskanzleramtes befinden und nicht, 
wie Staatsminister Dr. Michael Naumann in 
„Die Zeit“ behauptet, „vernichtet oder abge- 
schleppt“ worden sind? 


Antwort des Beauftragten der Bundesregierung 
für Angelegenheiten der Kultur und der Medien, Staatsminister 
Dr. Michael Naumann, 
vom 19. Juli 2000 

Die „Welt am Sonntag“ hat am 9. Juli 2000 zutreffend berichtet, dass 
sich Aktenbestände zu wesentlichen Kulturprojekten in der Registra- 
tur des Bundeskanzleramtes befinden. Diese Akten sind für die Abtei- 
lung 5 geführt worden, die bis zum Regierungswechsel auch für Kul- 
tur zuständig war. 


3. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Otto 

(Frankfurt) 

(F.D.P.) 


Plant die Bundesregierung eine finanzielle 
Förderung der 50. Händel-Festspiele in Hän- 
dels Geburtsstadt Halle vom 8. Juni 2001 bis 
17. Juni 2001, ggf. in welcher Höhe? 
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Antwort des Beauftragten der Bundesregierung 
für Angelegenheiten der Kultur und der Medien, Staatsminister 
Dr. Michael Naumann, 
vom 27. Juli 2000 

Eine Förderung der Händel-Festspiele in Halle - wie vieler anderer 
bedeutender Musikfestspiele in Deutschland - ist durch die Bundes- 
regierung bisher nicht vorgesehen. Die Festspiele wurden bislang vom 
Fand Sachsen-Anhalt mit 1 Mio. DM und von der Stadt Halle mit 
1,4 Mio. DM auskömmlich finanziert. 

Ein erst kürzlich eingegangener Antrag der Oberbürgermeisterin der 
Stadt Halle auf einmalige finanzielle Förderung der Festspiele aus 
dem Aufbauprogramm für die neuen Fänder aus Anlass des 50-jähri- 
gen Jubiläums der Festspiele wird noch geprüft. Über die Aufnahme 
von Projekten in das Aufbauprogramm entscheiden die betreffenden 
Fänder in Abstimmung mit dem Bund nach Maßgabe der in 200 1 zur 
Verfügung stehenden Bundesmittel und den daraus abzuleitenden 
Zweckbindungen. 


4. Abgeordnete 

Christa 

Reichard 

(Dresden) 

(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen erwartet die Bundes- 
regierung von dem verfügten Mittelabbau bei 
der Förderung der „Vertriebenen-Kulturar- 
beit“ speziell für die neuen Bundesländer, in 
denen die Arbeit erst in den letzten Jahren be- 
gann und sich noch in der Aufbauphase befin- 
det? 


Antwort des Beauftragten der Bundesregierung 
für Angelegenheiten der Kultur und der Medien, Staatsminister 
Dr. Michael Naumann, 
vom 25. Juli 2000 

Der Bund fördert auf der Grundlage des § 96 Bundesvertriebenen- 
gesetz die Erforschung und Präsentation deutscher Kultur und Ge- 
schichte im östlichen Europa. Diese Aufgabe wird von institutionell 
geförderten Einrichtungen wie auch von anderen Stellen im Rahmen 
von Projekten vorgenommen. Durch eine neue Konzeption soll dieser 
Förderungsbereich übersichtlicher strukturiert und stärker an be- 
stimmten Grundsätzen, wie Stärkung der gesamtstaatlichen Verant- 
wortung von Bund und Fändern und Professionalisierung und Vernet- 
zung, ausgerichtet werden. Für die Förderung von Einrichtungen wie 
auch von Projektanträgen ist grundsätzlich nicht deren räumliche Zu- 
ordnung zu einem Bundesland, sondern die Qualifikation für die Auf- 
gabenwahrnehmung maßgebend. 

Gleichwohl muss das Anliegen des § 96 Bundesvertriebenengesetz in 
den neuen Fändern stärker als bisher vermittelt werden, da die Ver- 
treibungs- und Umsiedlungsproblematik in der ehemaligen DDR be- 
wusst verschwiegen wurde, die dort lebenden vier Mülionen Vertrie- 
benen ohne staatlich geförderte oder nur geduldete Erinnerung an die 
Herkunftsgebiete auskommen mussten und diese Tabuisierung bis 
heute nachwirkt. Dies muss sich auch auf Förderungsentscheidungen 
des Bundes auswirken. Der Bund übernimmt hier besondere Anstren- 
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gungen durch Förderung von Stiftungsprofessuren in Leipzig, Greifs- 
wald und Erfurt, durch Förderung eines zentralen schlesischen Mu- 
seums in Görlitz und Pommerschen Museums in Greifswald sowie 
durch Förderung einer beabsichtigten Neugründung der Künstlergil- 
de in Potsdam. Des Weiteren werden Projektanträge aus den neuen 
Ländern hohe Priorität haben, wobei dem engen Zusammenwirken 
mit den unmittelbaren Nachbarn Polen und Tschechien ein besonde- 
rer Stellenwert zukommen wird. 

Diese Vorstellungen werden in die neue Konzeption zur Erforschung 
und Präsentation deutscher Kultur und Geschichte im östlichen Euro- 
pa aufgenommen, die voraussichtlich kurz nach der Sommerpause 
dem Deutschen Bundestag zugeleitet werden wird. 

Fragen einer Mittelkürzung stehen in keinem Zusammenhang mit 
den genannten Vorhaben. 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


5. Abgeordnete 
Vera 
Lengsfeld 

(CDU/CSU) 


Trifft es nach Erkenntnissen der Bundesregie- 
rung zu, dass der Bischof von Yongnian An- 
fang Dezember 1999 festgenommen worden 
ist und dass seither jede Nachricht von ihm 
fehlt und dass der kurz vor Weihnachten ver- 
haftete katholische Laie W. C. in ein Arbeits- 
und Umerziehungslager eingewiesen worden 
ist? 


Antwort des Staatsministers Dr. Christoph Zöpel 
vom 22. Februar 2000 

Der Bundesregierung liegen über die Verhaftung des katholischen 
Bischofs der Diözese Yongnian/Provinz Hebei, H. D., nur Agentur- 
meldungen vor. Danach wurde der 63-jährige Bischof der katholi- 
schen Untergrundkirche Ende November 1999 bei einer religiösen 
Veranstaltung in Shijiazhuang festgenommen. Einzelheiten zu seinem 
Aufenthaltsort oder seinem Gesundheitszustand sind der Bundesre- 
gierung nicht bekannt. Bischof Han Dingxiang wurde in der Vergan- 
genheit wiederholte Male verhaftet und hat insgesamt über 20 Jahre 
in chinesischen Gefängnissen verbracht. 

Zur Verhaftung des Laienpriesters der katholischen Untergrundkir- 
che W. C. kurz vor Weihnachten 1999 in Baoding liegt der Bundesre- 
gierung nur eine Meldung der Cardinal Kung-Foundation (Connecti- 
cut) vor. W. soll sich derzeit in einem Arbeits- und Umerziehungsla- 
ger im Bezirk Gaoyangxian in der Provinz Hebei befinden. Er wurde 
in den letzten 20 Jahren siebenmal verhaftet und hat insgesamt etwa 
10 Jahre in Gefängnissen verbracht. Während seines letzten Aufent- 
halts im Arbeitslager erlitt er 1997 einen Schlaganfall. Er wurde ohne 
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medizinische Versorgung aus dem Lager entlassen und ist seither teil- 
weise gelähmt. 


6. Abgeordnete 
Vera 
Lengsfeld 

(CDU/CSU) 


Wie sind die aus China gemeldeten Verhaftun- 
gen von katholischen Christen nach Auffas- 
sung der Bundesregierung mit den internatio- 
nal anerkannten Menschenrechten vereinbar, 
zu denen auch das Recht auf freie Religions- 
ausübung gehört? 


Antwort des Staatsministers Dr. Christoph Zöpel 
vom 22. Februar 2000 

Nach Auffassung der Bundesregierung stellen die aus China wieder 
zunehmend gemeldeten Verhaftungen von Angehörigen der katholi- 
schen Untergrundkirche und Mitgliedern der protestantischen Haus- 
kirchen eklatante Menschenrechtsverletzungen dar, insbesondere ver- 
stoßen sie gegen die beiden Menschenrechtspakte der Vereinten Na- 
tionen, die China 1997 bzw. 1998 gezeichnet hat. Auch auf deutsche 
Initiative hin ist die portugiesische EU-Ratspräsidentschaft bereits 
Mitte Januar 2000 wegen der Verfolgung von Kirchenmitgliedern ge- 
genüber der chinesischen Regierung in Peking im Rahmen einer De- 
marche vorstellig geworden. Bundesminister Joseph Fischer hat die 
chinesischen Menschenrechtsverletzungen in einem Gespräch mit 
dem chinesischen Vize-Außenminister Wang Guangya am 5. Februar 
2000 zur Sprache gebracht. Die gemeldeten Verhaftungen werden 
auch Gegenstand der nächsten Runde des EU-Menschenrechtsdialogs 
auf Expertenebene mit China am 25. Februar 2000 in Eissabon sein. 


7. Abgeordneter 

Dr. Klaus 
Rose 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die politi- 
sche, ökonomische und soziale Entwicklung 
der Republik Kap Verde? 


Antwort des Staatssekretärs Wolfgang Ischinger 
vom 19. Juli 2000 

Die Republik Kap Verde bildete nach Erreichen der Unabhängigkeit 
von Portugal 1975 zunächst eine Föderation mit Guinea-Bissau, dem 
festlandsbelegenen ehemaligen Portugiesisch-Guinea. Die Macht übte 
die Einheitspartei PAIGCV (Partido Africano para a Independencia 
de Guine e Cabo Verde) aus. Nach einem Staatsstreich in Guinea-Bis- 
sau 1980 sagte sich die neue Führung Guinea-Bissaus aber endgültig 
von diesem Ziel los. Daraufhin benannte sich die Partei auf den kap- 
verdischen Inseln in PAICV (Partido Africano para a Independencia 
de Cabo Verde) um. Diese zunächst dominierende Einheitspartei ver- 
zichtete 1991 auf ihr Machtmonopol, stellte sich erstmals freien Wah- 
len und ging nach ihrer Wahlniederlage in die Opposition. Die siegrei- 
che Oppositionspartei MpD (Movimento para a Democracia) be- 
hauptete sich in erneuten Wahlen 1996 erfolgreich. Hinsichtlich der 
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Wahlen 2001 erscheint nach derzeitigem Stand das Rennen zwischen 
PAICV und MpD offen. 

Innenpolitisch führte die Öffnung zu weitgehend demokratischen und 
rechtsstaatlichen Verhältnissen, speziell auch zu Presse- und Mei- 
nungsfreiheit sowie zu einem unabhängigen Justizwesen. Die Men- 
schenrechte werden gewahrt. In der krisengeschüttelten Region Sub- 
sahara-Afrika stellt die Republik Kap Verde darüber hinaus ein selte- 
nes Beispiel für „Good Governance“ dar. 

Die kapverdische Außenpolitik ist zwar generell auf „Blockfreiheit“ 
ausgerichtet, näherte sich in den letzten Jahren doch deutlich dem 
Westen an. Die Republik Kap Verde versteht sich als Brücke zwi- 
schen Afrika und Europa, aber auch nach Südamerika (insbes. Bra- 
silien). Die Republik Kap Verde war Gründungsmitglied der luso- 
phonen Staatenvereinigung (Communidade dos Paises da Lingua 
Portuguesa, CPIP), spielt eine wichtige Rolle als Mitglied der fünf 
lusophonen Staaten Afrikas in der Gruppe PALOP (Paises Africanos 
de Lingua Oficial Portuguesa) und ist seit 1996 sogar Mitglied der 
„Lrankophonie“. Die bilateralen Beziehungen zwischen Deutschland 
und der Republik Kap Verde sind freundlich und konstruktiv, was 
sich nicht zuletzt in der Neueinrichtung einer deutschen Vertretung 
auf Geschäftsträgerebene in Praia im Jahr 1997 ausdrückt. 

Ökonomische Entwicklung 

Die kapverdische Volkswirtschaft ist vor allem durch eine extreme 
Außenabhängigkeit gekennzeichnet. Durch die klimatischen und geo- 
logischen Bedingungen (sehr geringe Niederschläge, kaum landwirt- 
schaftlich nutzbare Böden) ist die Republik Kap Verde nur zu ca. 
20% in der Lage, den Nahrungsmittelbedarf seiner Bevölkerung zu 
decken. Das Land ist daher in hohem Maße auf Nahrungsmittelhilfe 
bzw. kommerzielle Nahrungsmittelimporte angewiesen. Bodenschätze 
sind nicht vorhanden und die Kaufkraft der Bevölkerung ist für die 
Entwicklung einer einheimischen Industrie zu gering. 

Aus diesen Gründen wunderten seit Ende des 19. Jahrhunderts zahl- 
reiche Kapverder aus (USA, Europa). Die heute im Ausland lebenden 
ca. 700 000 Kapverder (ca. ^(3 der Gesamtbevölkerung) stellen mit ih- 
ren regelmäßigen Überweisungen eine der wichtigsten Devisenquellen 
des Landes dar. 

Wichtigste Wirtschaftszweige sind Landwirtschaft, Lischfang und 
Tourismus, wobei letzterer noch stark ausbaufähig erscheint. 

Der IWL zeigt sich mit dem Reformprogramm, das die Einführung 
einer sozialen Marktwirtschaft zum Ziele hat, zufrieden. In der Bevöl- 
kerung sind einzelne Maßnahmen - z. B. verstärkte Privatisierungen - 
allerdings umstritten. Mit einem durchschnittlichen Pro-Kopf-Ein- 
kommen von 1 200 US-Dollar (1998) zählt die Republik Kap Verde 
zu den Entwicklungsländern mit mittlerem Einkommen. Das Bevölke- 
rungswachstum beträgt ca. 2,6%; das reale Wachstum des BIP pro 
Kopf betrug in den letzten Jahren um ca. 5 %. 



Drucksache 14/3958 


- 6 - 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Soziale Entwicklung 

Die Erfolge Kap Verdes in der Sozialpolitik sind beachtlich. Die Le- 
benserwartung stieg seit 1970 um rd. zwölf Jahre und liegt heute bei 
65 Jahren. Mit einer Analphabetenquote von rd. 27% (1998) liegt 
Kap Verde deutlich unter dem Durchschnitt Subsahara-Afrikas. Ins- 
gesamt bemüht sich die Regierung mit Erfolg darum, den Mangel an 
natürlichen Ressourcen durch Investitionen in das Humankapital 
(Ausbildung) auszugleichen. 


8. Abgeordneter 

Dr. Klaus 
Rose 

(CDU/CSU) 


Welches Ergebnis erbrachte nach Meinung 
der Bundesregierung die Zusammenarbeit der 
Bundesrepublik Deutschland mit der Republik 
Kap Verde in den zurückliegenden zwanzig 
Jahren? 


Antwort des Staatssekretärs Wolfgang Ischinger 
vom 19. Juli 2000 

Das deutsche Engagement in Kap Verde dürfte wesentlich zur politi- 
schen und wirtschaftlichen Öffnung des Landes beigetragen haben. 
Der Abbau staatlicher Zentral- und Eingriffsverwaltung und die Hin- 
wendung zu einer sozial verantwortlichen Marktwirtschaft mündeten 
1988 schließlich in eine förmliche Zusammenarbeit mit dem Interna- 
tionalen Währungsfonds und der Weltbank; seitdem erhält die Repu- 
blik Kap Verde von beiden Institutionen direkte Unterstützung für 
sein Reformprogramm. 

Deutschland ist in Kap Verde seit 1977 entwicklungspolitisch enga- 
giert. Das Land hat seither Zusagen in Höhe von 348 Mio. DM 
(Stand 1999) erhalten, darunter allein über 100 Mio. DM an Nah- 
rungsmittelhüfe. Deutschland ist nach Portugal zweitgrößter bilatera- 
ler Geber. Prioritäre Bereiche der Zusammenarbeit sind dabei a) Ei- 
scherei, Landwirtschaft - einschließlich Bewässerung und Pflanzen- 
schutz - sowie umfangreiche Aufforstungsprojekte, b) Verbesserung 
der Verkehrsinfrastruktur - einschl. Hafenausbau und Bau der Plug- 
pisten auf den Inseln Logo und Brava, c) Verbesserung der Trinkwas- 
serversorgung, d) der Energieversorgung, e) der Grundbildung und 
der beruflichen Bildung. 


9. Abgeordneter 

Dr. Klaus 
Rose 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe bewogen die Bundesregie- 
rung, die flnanzielle, technische und militäri- 
sche Zusammenarbeit beziehungsweise Unter- 
stützung von Kap Verde einem Ende zuzufüh- 
ren? 
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Antwort des Staatssekretärs Wolfgang Ischinger 
vom 19. Juli 2000 

Finanzielle und technische Zusammenarbeit 


Die Bundesregierung hat im Zuge der im April 2000 beschlossenen 
Konzentration der deutschen Entwicklungszusammenarbeit - insbe- 
sondere als Folge der sich aus der Haushaltskonsolidierung ergeben- 
den Sparzwänge und Forderungen aus dem parlamentarischen Raum 
- die Zahl der Partnerländer reduziert. Die Auswahl wurde davon be- 
stimmt, in welchem Umfang sich in den für die weitere Zusammen- 
arbeit ausgewählten Ländern unsere ökonomischen, sozialen, ökologi- 
schen und politischen Vorstellungen maßgeblich und mit einem sub- 
stanziellen Beitrag verwirklichen lassen. Ein weiteres wichtiges Krite- 
riem stellte dabei auch das Engagement anderer Geber sowie der mul- 
tilateralen Entwicklungsorganisationen und der Europäischen Union 
dar. Die Republik Kap Verde wird von der internationalen Geberge- 
meinschaft überdurchschnittlich bedacht. 1998 betrug die Pro-Kopf- 
Förderung 309 US-$ - bei sog. Official Development Assistance 
(ODA-)Nettoauszahlungen in Höhe von 129,8 Mio. DM. Die Kon- 
zentration der deutschen Entwicklungszusammenarbeit dient somit 
der effizienteren Mittelverwendung angesichts knapper werdender 
Ressourcen; laufende Projekte werden ordnungsgemäß zu Ende ge- 
führt. Die Bundesregierung wird aber die Republik Kap Verde über 
Maßnahmen der Europäischen Union und der multilateralen Einrich- 
tungen und insbesondere der Internationalen Finanzinstitutionen wei- 
terhin maßgeblich unterstützen. 

Militärische Zusammenarbeit 


Die Streitkräfte der Republik Kap Verde haben seit 1986 Ausstat- 
tungshilfe im Wert von insg. 12,06 Mio. DM erhalten (Schwerpunkte 
u. a.: Bau einer Kfz-Werkstatt mit Ausbildungseinheit, Lieferung von 
Lkws und Sanitätsmaterial). Die Projektziele konnten in dieser Zeit 
erreicht werden. Im Rahmen der Ausstattungshilfe war außerdem ein 
Militärflugzeug (Dornier 228) zur Seeraumüberwachung geliefert 
worden; die Maschine ist jedoch 1999 abgestürzt. 

Den geänderten politischen Zielvorgaben entsprechend soll die Aus- 
stattungshilfe für ausländische Streitkräfte zukünftig stärker darauf 
ausgerichtet werden, die Fähigkeit der Empfängerländer zur Konflikt- 
verhütung und Friedenserhaltung zu verbessern. Diese geänderte Ziel- 
setzung erfordert neue regionale Schwerpunkte und die Abwicklung 
der bisherigen „klassischen Programme“, darunter auch die in der Re- 
publik Kap Verde. Die dort bestehenden Projekte werden sachgerecht 
abgeschlossen und Ende dieses Jahres im Bestzustand übergeben. Im 
Rahmen des ab 2001 geplanten neuen Länderprogramms für auslän- 
dische Streitkräfte ist auch ein Verfügungsfonds vorgesehen, der zur 
Nachbetreuung abgewickelter Projekte eingesetzt werden soll. 


10. Abgeordneter 

Dr. Klaus 
Rose 

(CDU/CSU) 


Denkt die Bundesregierung an ein „Zukunfts- 
programm Kap Verde“, das öffentliche und 
private Entwicklungsvorhaben zusammen- 
fasst? 
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Antwort des Staatssekretärs Wolfgang Ischinger 
vom 19. Juli 2000 

An ein „Zukunftsprogramm Kap Verde“ ist derzeit nicht gedacht. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


1 1 . Abgeordnete 
Sylvia 
Bonitz 
(CDU/CSU) 


Liegt der von Staatssekretär Claus Henning 
Schapper in der Sitzung des Innenausschusses 
des Deutschen Bundestages am 5. Juli 2000 
vorgetragenen Aussage der amerikanischen 
Regierung, sie sei bereit, Absprachen über 
eine Handhabung hinsichtlich der Secret-Ein- 
stufung der so genannten Rosenholz-Unterla- 
gen zu treffen, ein Schriftstück der USA oder 
zumindest ein Gesprächsvermerk zugrunde, 
und falls ja, wie lautet der vollständige Wort- 
laut? 


Antwort der Staatssekretärin Brigitte Zypries 
vom 26. Juli 2000 

Der Auskunft vom 5. Juli 2000 im Innenausschuss des Deutschen 
Bundestages liegt eine schriftliche Mitteilung der amerikanischen Sei- 
te an den Koordinator der Nachrichtendienste im Bundeskanzleramt 
zu Grunde. Das Schreiben ist von US-Seite mit einer Einstufung ver- 
sehen. Der Wortlaut kann im Zusammenhang mit dieser Anfrage 
nicht mitgeteilt werden. 


12. Abgeordnete 
Sylvia 
Bonitz 
(CDU/CSU) 


Wann konkret wird die Bundesregierung in 
weitere Verhandlungen mit den USA ein tre- 
ten, hinsichtlich einer Abstufung der Secret- 
Klassifizierung des Datenmaterials, und an 
welche Voraussetzungen knüpft sie ihr Tätig- 
werden? 


Antwort der Staatssekretärin Brigitte Zypries 
vom 26. Juli 2000 

Die Bundesregierung nimmt auf die Ausführungen von Staatssekretär 
Claus Henning Schapper im Innenausschuss des Deutschen Bundesta- 
ges Bezug. 

Entsprechend der von den USA erklärten Bereitschaft, in Einzelfällen 
eine Herabstufung in Betracht zu ziehen, wenn außergewöhnliche 
Umstände dies erforderlich machen, wird die Bundesregierung in ge- 
eigneten Eällen darauf zurückkommen. 
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Nachdem die US-Seite derzeit einer generellen Herabstufung des ge- 
samten Materials nicht zustimmen kann, wird die Bundesregierung 
dieses Petitum zu einem späteren geeigneten Zeitpunkt wieder auf- 
greifen. Sie wird sich dabei von der Bitte der Fraktionen (CDU/CSU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, F.D.P., SPD) vom 6. Juli 2000 leiten 
lassen, sich baldmöglichst um eine Aufhebung der Einstufung der Un- 
terlagen zu bemühen. 


13. Abgeordnete 
Sylvia 
Bonitz 
(CDU/CSU) 


Welche Kriterien will sie zugrunde legen für 
den Fall, dass möglicherweise nur Einzelfälle, 
wie in der Sitzung des Innenausschusses am 
5. Juli 2000 von Staatssekretär Claus Henning 
Schapper mündlich (in Abweichung von den 
später den Mitgliedern des Innenausschusses 
zugesandten schriftlichen Antworten) ausge- 
führt wurde, aus dieser Klassifizierung heraus- 
gelöst werden können? 


Antwort der Staatssekretärin Brigitte Zypries 
vom 26. Juli 2000 

Welche Einzelfälle in Betracht kommen, wird sich jeweils nach den 
besonderen, außergewöhnlichen Umständen des Falles richten; fest- 
stehende Kriterien bestehen dafür nicht. 


14. Abgeordnete 
Sylvia 
Bonitz 

(CDU/CSU) 


Handelt es sich bei der Annahme der Möglich- 
keit einer Aufhebung des Secret-Vermerks für 
Einzelfälle lediglich um eine Interpretation der 
Bundesregierung oder findet sich diese Be- 
schränkung auf Einzelfälle auch in der Aus- 
sage der USA dezidiert wieder? 


Antwort der Staatssekretärin Brigitte Zypries 
vom 26. Juli 2000 

Die zweite Alternative trifft zu. 


15. Abgeordneter 

Erwin 

Marschewski 

(Recklinghausen) 

(CDU/CSU) 


Welche zusätzlichen Kosten pro Jahr entstün- 
den beim Bund bzw. den Ländern, wenn die 
„Polizeizulage“ nach Nummer 9 der Vorbe- 
merkungen zu den Bundesbesoldungsordnun- 
gen A und B von derzeit maximal 249,14 DM 
pro Monat auf 400 DM pro Monat angeho- 
ben würde, und plant die Bundesregierung 
eine Erhöhung oder Dynamisierung dieser 
Zulage? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 19. Juli 2000 

Das Einfrieren der Polizeizulage geht auf einen Beschluss des Deut- 
schen Bundestages in der letzten Legislaturperiode zurück, der vom 
Fragesteller maßgeblich mitgestaltet wurde. 

Derzeit ist weder eine Dynamisierung noch eine Erhöhung beabsich- 
tigt. 

Die in der Frage angenommene Erhöhung würde jährliche Mehrko- 
sten beim Bund und bei den Ländern von rd. 520 Mio. DM verursa- 
chen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


16. Abgeordnete 

Eva-Maria 

Kors 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten Überlegungen bestehen sei- 
tens der Bundesregierung für eine Reform des 
Betreuungsrechts, und wann ist mit der Vor- 
lage eines entsprechenden Gesetzentwurfs zu 
rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Prof. Dr. Eckhart Pick 
vom 21. Juli 2000 

Die SPD-Fraktion des Deutschen Bundestages hat bereits am Ende 
der letzten Legislaturperiode mit ihrem Entschließungsantrag zur 
„Reform des Betreuungsrechts: Von der justizförmigen zur sozialen 
Betreuung“ (Drucksache 13/10301) eine Strukturreform des Betreu- 
ungsrechts gefordert. Einzelheiten der geplanten Reform werden der- 
zeit von einer interfraktionellen Arbeitsgruppe „Strukturreform des 
Betreuungsrechts“ diskutiert, die sich im Deutschen Bundestag gebil- 
det hat. Die Arbeitsgruppe erarbeitet unter Einbeziehung der Bundes- 
länder und in Zusammenarbeit mit erfahrenen Fachleuten Vorschläge 
zur Änderung des Betreuungsrechts. Diese Vorschläge will die Bun- 
desregierung zunächst abwarten. 


17. Abgeordnete 

Eva-Maria 

Kors 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die im Zu- 
sammenhang mit der Novellierung des Betreu- 
ungsrechts verfasste Stellungnahme des Deut- 
schen Städtetages an die Bundesregierung und 
wie sieht sie allgemein die Auswirkungen der 
geplanten Novellierung des Betreuungsrechts 
im Hinblick auf die finanzielle Situation der 
Kommunen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Prof. Dr. Eckhart Pick 
vom 21. Juli 2000 

Bei den Reformüberlegungen werden insbesondere auch die Stellung- 
nahme des Deutschen Städtetages zum Entschließungsantrag der 
SPD-Fraktion zur Reform des Betreuungsrechts und mögliche finan- 
zielle Auswirkungen der Reform auf die finanzielle Situation der 
Kommunen berücksichtigt werden. Der Erfolg der anstehenden Re- 
form hängt nicht zuletzt auch davon ab, dass die Kommunen die er- 
forderlichen Mittel erhalten, um ihren Aufgaben im Betreuungswesen 
gerecht werden zu können. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


18. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 


(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen hat die Neustrukturie- 
rung der Bundesfinanzverwaltung - insbeson- 
dere im Bereich der Zollverwaltung und der 
Bundesvermögensverwaltung - auf den Groß- 
raum München, und wie viele Beschäftigte 
sind von diesen Umstrukturierungen im Groß- 
raum München betroffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 20. Juli 2000 

Das Bundesministerium der Einanzen hat mit dem Ziel von Haus- 
haltsentlastungen und im Hinblick auf sich abzeichnende Aufgaben- 
veränderungen insbesondere durch die EU-Osterweiterung im Febru- 
ar dieses Jahres das Projekt „ Struktur entwicklung Bundesfmanzver- 
waltung“ eingerichtet. Bis Jahresende werden Konzeptionen zu den 
einzelnen Verwaltungs- und Funktionalbereichen entwickelt. 

Im Mai dieses Jahres sind Eckpunktepapiere veröffentlicht worden. 
Ein Exemplar ist zu Ihrer Unterrichtung beigefügt*). Zurzeit werden 
diese Eckpunktepapiere zu Grobkonzepten weiterentwickelt. 

Im derzeitigen Planungsstadium können noch keine Aussagen dazu 
getroffen werden, in welchem Umfang sich strukturelle Veränderun- 
gen bei den Dienststellen der Bundesfinanzverwaltung im Großraum 
München ergeben. Geprüft werden Vorschläge, unter Berücksichti- 
gung des Entballungskonzepts der bayerischen Staatsregierung, die 
Hauptzollämter München, Augsburg und Eindau in Augsburg zusam- 
menzulegen, das Zollfahndungsamt für den Oberfinanzbezirk Nürn- 
berg in München anzusiedeln und das Hauptzollamt München-Flug- 


*) Vom Abdruck der Anlage wurde auf Grund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung mit 
Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde und für 
die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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hafen unter Umwandlung in ein Zollamt organisatorisch dem Haupt- 
zollamt Landshut zuzuordnen. 

Alle bisher vorliegenden Standortvorschläge müssen noch abschlie- 
ßend geprüft und bewertet und dann zu einem Gesamtkonzept zusam- 
mengeführt werden. Mit Entscheidungen ist nicht vor Ende Novem- 
ber zu rechnen. Bei dieser Sachlage bitte ich um Verständnis, dass zu 
konkreten organisatorischen Auswirkungen der Planungen auf den 
Großraum München nicht Stellung genommen werden kann. Erst 
wenn die organisatorischen Entscheidungen gefallen sind, wird fest- 
stehen, wie viele Beschäftigte im Großraum München von diesen Um- 
strukturierungen betroffen sein werden. 


19. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 


(CDU/CSU) 


Welche Ausgleichsmaßnahmen sind im Rah- 
men der Neustrukturierung der Bundesllnanz- 
verwaltung für den Großraum München vor- 
gesehen? 


20. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 


(CDU/CSU) 


Wie hoch ist per Saldo der Personalabbau im 
Rahmen der Neustrukturierung der Bundesll- 
nanzverwaltung im Großraum München, und 
wie wird dieser konkret gestaltet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 20. Juli 2000 

Da das Ausmaß der organisatorischen Änderungen im Großraum 
München noch nicht feststeht, kann auch noch keine Aussage über 
eventuelle Ausgleichsmaßnahmen getroffen werden. Ebenso kann 
auch noch keine Aussage über die saldierte Höhe eines möglichen 
Personalabbaus getroffen werden. Die Neustrukturierung der Bundes- 
finanzverwaltung wird jedenfalls sozialverträglich auf der Zeitschiene 
umgesetzt werden. Das Bundesministerium der Einanzen wird wie bei 
allen Straffungsmaßnahmen in der Vergangenheit auch bei den anste- 
henden Maßnahmen von betriebsbedingten und Änderungskündigun- 
gen absehen und auch sonst die bisherigen Standards der Sozialver- 
träglichkeit gewährleisten. 


21. Abgeordneter 
Ernst 
Hinsken 

(CDU/CSU) 


Wie viel kostet die Anzeigenkampagne der 
Bundesregierung zur Verabschiedung der 
Steuerreform, die zurzeit in verschiedenen Zei- 
tungen läuft? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 25. Juli 2000 

In folgenden Medien wurde die Anzeige einmalig geschaltet: 
„Bild-Zeitung“ (19. Juli 2000) 

„Einancial Times Deutschland“ (17. Juli 2000) 
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„Handelsblatt“ 

„Frankfurter Allgemeine Zeitung“ 
„Süddeutsche Zeitung“ 

„Berliner Morgenpost“ 

„Berliner Zeitung“ 

„Der Tagesspiegel“ 

„Stern“ 

„Der Spiegel“ 


(17. Juli 2000) 
(18. Juli 2000) 
(18. Juli 2000) 
(17. Juli 2000) 
(17. Juli 2000) 
(17. Juli 2000) 
(20. Juli 2000) 
(17. Juli 2000) 


Daneben hat das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 
im Zusammenwirken mit dem Bundesministerium der Finanzen in 
der „Bild am Sonntag“ vom 16. Juli 2000 eine ganzseitige Anzeige 
zur Steuerreform geschaltet. Die Kosten für Produktion und Schal- 
tung dieser Anzeige betragen rund 87 000 DM. 


Diese Kosten werden jedoch, ebenso wie die Schaltkosten des Bun- 
desministeriums der Finanzen, durch die von allen Ressorts gemein- 
sam wahrgenommenen Rabattierungen am Ende des Jahres redu- 
ziert. 


22. Abgeordnete 

Dr. Heidi 
Knake-Werner 


(PDS) 


Wie haben sich nach Kenntnis der Bundes- 
regierung die Unternehmensgewinne während 
der vergangenen zehn Jahre in Deutschland 
entwickelt (vgl. Antwort des Parlamentari- 
schen Staatssekretärs Dr. Heinrich L. Kolb 
auf Frage 26 in Drucksache 13/7149)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 21. Juli 2000 

Die Unternehmens- und Vermögenseinkommen werden vom Statisti- 
schen Bundesamt (StBA) im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Ge- 
samtrechnungen ermittelt und in der Fachserie 18, Reihe 1.2, Ta- 
belle 2.1.1 veröffentlicht. Eine Übersicht über die Entwicklung seit 
1991 enthält folgende Tabelle: 


Unternehmens- und Vermögenseinkommen 


Mrd. DM 

Veränderung zum 
Vorjahr in % 

1991 

632,25 


1992 

642,48 

1,6 

1993 

626,68 

-2,5 

1994 

673,21 

7,4 

1995 

715,88 

6,3 

1996 

735,93 

2,8 

1997 

780,29 

6,0 

1998 

821,40 

5,3 

1999 

818,63 

-0,3 


Quelle: Statistisches Bundesamt und eigene Berechnungen. 
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Die Unternehmens- und Vermögenseinkommen ergeben sich nach 
dem Europäischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen 
(ESVG 95) als Differenz zwischen gesamtem Volkseinkommen und 
den Arbeitnehmer entgelten der Inländer. Sie umfassen die Betriebs- 
überschüsse, die Selbständigeneinkommen sowie den Saldo aus geleis- 
teten und empfangenen Vermögenseinkommen der Volkswirtschaft. 


23. Abgeordneter 
Günter 
Nooke 
(CDU/CSU) 


Welche Investitionsfördermöglichkeiten nach 
dem Investitionszulagengesetz sind befristet 
bis zum Jahr 2001, und wie haben sich bislang 
die in diesen Bereichen geförderten Investitio- 
nen in den Jahren 1999 und 2000 entwickelt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 10. Jnli 2000 

Im Bereich der betrieblichen Eörderung nach dem Investitionszula- 
gengesetz 1999 ist die Eörderung von kleinen und mittleren Betrieben 
des Handwerks (nicht mehr als 250 Arbeitnehmer) und die Eörderung 
von kleinen und mittleren Betrieben des innerstädtischen Groß- oder 
Einzelhandels (nicht mehr als 50 Arbeitnehmer) bis zum Jahr 2001 
befristet. Um Daten über die Investitionen der kleinen und mittleren 
Unternehmen des Handwerks sowie des innerstädtischen Groß- und 
Einzelhandels für die Jahre 1999 und 2000 zu erhalten, wurde ein 
Eorschungsauftrag an das Ifo-Institut, München vergeben. Erste Er- 
gebnisse werden im Erühjahr 2001 vorliegen. 


24. Abgeordneter 

Dr. Uwe-Jens 

Rössel 

(PDS) 


Gilt die geplante Steuerfreiheit für den Ver- 
kauf von Beteiligungen der Kapitalgesellschaf- 
ten an Kapitalgesellschaften auch für die Ge- 
werbesteuer? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 20. Juli 2000 

Die Steuerfreiheit des Gewinns aus dem Verkauf von Beteiligungen 
an Kapitalgesellschaften durch Kapitalgesellschaften gilt auch für die 
Gewerbesteuer. 


25. Abgeordneter 

Dr. Uwe-Jens 

Rössel 

(PDS) 


Welche gesetzgeberischen Maßnahmen ge- 
denkt die Bundesregierung herbeizuführen, 
um den mit der Einführung des Halbeinkünf- 
teverfahrens absehbaren vermehrten verdeck- 
ten Gewinnausschüttungen der Kapitalgesell- 
schaften zu begegnen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 20. Juli 2000 

Im Halbeinkünfteverfahren unterliegen die nicht ausgeschütteten Ge- 
winne einer Kapitalgesellschaft einer Körperschaftsteuerbelastung 
von 25 %. Die steuerliche Gesamtbelastung einschließlich der Gewer- 
besteuer beträgt ca. 38%. Hierdurch sinkt der Anreiz zur Vornahme 
verdeckter Gewinnausschüttungen, so dass weitere gesetzgeberische 
Maßnahmen nicht erforderlich sind. 


26. Abgeordneter 

Dr. Uwe-Jens 

Rössel 

(PDS) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die Vermö- 
gensverwaltung in die Gewerbesteuerpflicht 
einzubeziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 20. Juli 2000 

Überlegungen, die Vermögensverwaltung in die Gewerbesteuerpflicht 
einzubeziehen, werden derzeit nicht angestellt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technoiogie 


27. Abgeordneter 
Günter 
Nooke 
(CDU/CSU) 


Welche Daten über die bisherige Entwicklung 
von Handwerksbetrieben und kleinen inner- 
städtischen Handelsbetrieben bis zu maximal 
50 Arbeitnehmern in den neuen Ländern lie- 
gen der Bundesregierung vor, und wie wül die 
Bundesregierung sicherstellen, dass Investitio- 
nen in diesen Bereichen auch künftig gefördert 
werden können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegmar Mosdorf 
vom 21. Juli 2000 

Bezüglich des Handwerks in den neuen Ländern liegen der Bundesre- 
gierung Zahlen über Umsatz- und Beschäftigungsentwicklung aus der 
Handwerksberichtserstattung der statistischen Ämter vor. Die Ent- 
wicklung der Betriebszahlen ergibt sich aus der Handwerksrollensta- 
tistik des Deutschen Handwerkskammertages. Beide Statistiken sind 
nicht nach Unternehmensgröße untergliedert, 97 % aller Unterneh- 
men hatten laut Handwerkszählung 1995 weniger als 50 Beschäftigte. 
Die Zahl der Handwerksbetriebe in den neuen Ländern erhöhte sich 
in den neuen Ländern zwischen 1996 und 1999 noch geringfügig um 
knapp 3 000 auf zuletzt rd. 127 000. Umsätze und Beschäftigtenzahlen 
gingen zwischen 1996 und 1998 um insgesamt jeweils rd. 7 % zurück. 
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Daten zur Entwicklung des Einzelhandels in den neuen Eändern über 
Anzahl der Unternehmen, Beschäftigte und Umsatz liefert die amt- 
liche Statistik. 1993 wurde eine Totalerhebung (HGZ) durchgeführt. 
Aussagen zu Standorten (Innenstadt/grüne Wiese) der Einzelhandels- 
unternehmen lassen sich auf Basis der statistischen Erhebungen nicht 
treffen. Es ist aber davon auszugehen, dass etwa 90 % der Einzelhan- 
delsunternehmen ihren Standort in der Stadt haben. 

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes gab es 1993 in den neu- 
en Eändern (ohne Berlin Ost) 59 435 Einzelhandelsunternehmen mit 
bis zu 50 Arbeitnehmern. Das sind 99,6% aller Einzelhandelsunter- 
nehmen in den neuen Eändern. In diesen Unternehmen waren 
193 000 Beschäftige tätig. Von 1993 bis 1998 sind Unternehmen und 
Beschäftigte jährlich um ca. 2% zurückgegangen. Zahlen für 1999 lie- 
gen noch nicht vor. 

Investitionen kleiner und mittlerer Unternehmen in Handwerk und 
Handel werden insbesondere durch öffentliche, zinsgünstige Darlehen 
des Bundes und seiner Eörderbanken unterstützt. Dabei spielen vor 
allem die Programme ERP-Eigenkapitalhilfe, ERP-Existenzgründung 
und speziell für das Beitrittsgebiet das ERP-Aufbauprogramm eine 
wichtige Rolle. Die Eörderung durch öffentliche Darlehen wird auch 
in Zukunft auf hohem Niveau beibehalten. Über die Präge, ob die In- 
vestitionszulage über die im bestehenden Gesetz festgelegten Pristen 
hinaus noch weiter verlängert wird, besteht innerhalb der Bundes- 
regierung noch keine abgestimmte Haltung. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


28. Abgeordneter 
Peter 
Bleser 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung die teilweise existenz- 
bedrohende Page insbesondere der „Passwein- 
winzer“ an der Mosel bekannt, und welche 
Maßnahmen wird die Bundesregierung ergrei- 
fen, um ein Zusammenbrechen des Marktes 
für Moselwein und des damit einhergehenden 
Verfalls einer in über 2 000 Jahren gewachse- 
nen, herrlichen Kulturlandschaft zu verhin- 
dern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 14. Juli 2000 

Der Bundesregierung ist bekannt, dass die Page auf dem Passwein- 
markt in den bestimmten Anbaugebieten Mosel-Saar-Ruwer, Nahe, 
Pfalz und Rheinhessen sehr angespannt ist. 

Vor diesem Hintergrund hat der Deutsche Bundestag im Rahmen des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Weingesetzes im Pebruar dieses 
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Jahres eine von allen Fraktionen getragene Anpassung der Hektar- 
höchstertragsregelung beschlossen, der der Bundesrat im März 2000 
zugestimmt hat. Danach werden die Länder ermächtigt, für einzelne 
Anbaugebiete oder Teile davon, über die im bisherigen Qualitätsgrup- 
penmodell zulässige Differenzierung der Höchsterträge von Tafel- 
wein, Qualitätswein bestimmter Anbaugebiete und Qualitätswein mit 
Prädikat auch für Verarbeitungswein einen eigenen Ertragswert fest- 
zusetzen. Der Wert für Verarbeitungswein darf 200 hl/ha nicht über- 
steigen. Die Lagerung von Mengen, die die jeweiligen Hektarhöchst- 
erträge übersteigen, über das Erntejahr hinaus sind bei Wahl des Mo- 
dells mit Verarbeitungswein ausgeschlossen. In Regionen, in denen 
die Möglichkeit, Verarbeitungswein zu erzeugen, nicht besteht, gilt ab 
der kommenden Ernte und nicht erst ab der Ernte 2002 die strikte 
Grenze für die Überlagerung von 20 %. 

Damit hat der Gesetzgeber Anreize dafür geschaffen, in Zukunft vor- 
aussehbaren Destabilisierungen des Weinmarktes besser entgegen zu 
wirken. 

Jetzt sind die Erzeuger gefordert, im Interesse einer konsequenten 
Qualitätsausrichtung und absatzorientierten Marktbeschickung früh- 
zeitig durch entsprechende Bewirtschaftungsmaßnahmen Vorkehrun- 
gen für eine Begrenzung der diesjährigen Erträge auf die vermark- 
tungsfähige Menge zu treffen. 

Gleichwohl hat sich das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten im Rahmen der Beratungen im Verwaltungsaus- 
schuss Wein in Brüssel über die die Marktmechanismen betreffenden 
Durchführungsbestimmungen zur neuen Weinmarktordnung mit Er- 
folg dafür eingesetzt, dass sich die für die deutschen Erzeuger mögli- 
che Destillationsmenge im Rahmen der freiwilligen Destillation von 
Tafelwein zur Stützung des Weinmarktes auch künftig nach einem 
festgelegten Prozentsatz ihrer Tafelweinproduktion richtet, der 40% 
beträgt. Damit können die deutschen Erzeuger bereits ab der Ernte 
2000 mit bis zu 40 % ihres erzeugten Tafelweines an dieser Destillati- 
onsmaßnahme teilnehmen. Dies dürfte zu einer Entschärfung der der- 
zeitigen Situation auf dem Fassweinmarkt führen, da ein nicht uner- 
heblicher Teil der Tafelweine zu einem Preis von etwa 50 Pfennig pro 
Liter vom Markt genommen werden kann. 


29. Abgeordneter 
Peter 
Bleser 
(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Initiativen des Lan- 
des Rheinland-Pfalz bekannt, die vor dem 
Hintergrund noch vorhandener Lagerbestän- 
de des Jahrganges 1999 und so genannter 
Übermengen aus vergangenen Jahren sowie 
im Hinblick der erwarteten großen Ernte im 
Jahr 2000 eine Krisendestillation der EU for- 
dern, und würde die Bundesregierung eine sol- 
che notwendige Sonderaktion auch finanziell 
unterstützen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 14. Juli 2000 

Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass aufgrund der neuen Wein- 
marktordnung die vorbeugende Destillation und die obligatorische 
Destillation zum 1. August 2000 wegfallen und durch eine Destilla- 
tion zur Stüzung des Weinmarktes und durch eine Krisendestillation 
ersetzt werden. 

Soweit hier bekannt, gibt es im Land Rheinland-Pfalz Überlegungen, 
auf eine Krisendestillation in Brüssel hinzuwirken. Eine Entscheidung 
darüber, ob und ggf. in welcher Höhe eine solche Maßnahme mit na- 
tionalen Mitteln unterstützt wird, kann erst getroffen werden, wenn 
diese Überlegungen konkretisiert worden sind. 


30. Abgeordneter 
Peter 
Bleser 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, den Steülagenweinbau an der Mosel, 
auch im Hinblick auf seine Bedeutung für den 
an der Mosel wirtschaftlich sehr wichtigen 
Tourismus, in Ermangelung anderer Erwerbs- 
möglichkeiten, langfristig und flächendeckend 
zu erhalten und zu fördern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 14. Juli 2000 

Der Steillagenweinbau ist ein charakteristisches Merkmal des Wein- 
baus in Rheinland-Pfalz und insbesondere an der Mosel. Vor diesem 
Hintergrund steht auch dem Steillagenweinbau die von Bund und 
Eändern gemeinsam angebotene Eörderung im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes“ (GAK) offen. Der Bund beteiligt sich an dieser Eörderung 
durch eine 60%ige Mitfinanzierung und eine gemeinsame Rahmen- 
planung der Eördermaßnahmen. 

Aus dem Spektrum der Maßnahmen der GAK sind besonders die ein- 
zelbetriebliche Investitionsförderung, also das Agrarinvestitionsförde- 
rungsprogramm einschließlich der Junglandwirteförderung, sowie die 
Weinbergs-Elurbereinigung zu nennen. Darüber hinaus wurde auf 
Antrag des Eandes Rheinland-Pfalz erstmals die Eörderung stationä- 
rer Transporteinrichtungen als Wegeersatz in den Weinbergsteillagen, 
einschließlich dazugehöriger Arbeiten an der Weinbergsmauer, als 
neuer Eörderungsgegenstand aufgenommen. Diese Maßnahmen dürf- 
ten auch dem Weinbau an der Mosel zur Erhaltung seiner Wettbe- 
werbskraft dienen. 

Im Rahmen der GAK steht es den Eändern frei, räumliche und sach- 
liche Schwerpunkte bei der Eörderung zu setzen. Vor diesem Hinter- 
grund kann das Eand Rheinland-Pfalz selbstverständlich seine GAK- 
Mittel stärker in der Mosel-Region konzentrieren, falls es hierfür 
einen Bedarf sieht. 
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Die Förderung des Steillagenweinbaus gehört schon heute zu den 
Agrarumweltmaßnahmen, die im EU-Recht Gegenstand der Förde- 
rung sind. Die nationale Umsetzung dieser Maßnahmen erfolgt in 
Deutschland durch die Bundesländer. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaiordnung 


31. Abgeordneter 

Jochen-Konrad 

Fromme 


(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, dass in der Arbeitslosensta- 
tistik die Arbeitslosenquote zwangsläufig um 
ca. 0,3 % bis 0,4 % sinkt, da infolge der Einfüh- 
rung der Kranken- und Rentenversicherungs- 
pflicht für geringfügig Beschäftigte im Früh- 
jahr 1999 zwangsläufig eine höhere Zahl die- 
ser Beschäftigungsverhältnisse in die Erwerbs- 
tätigenzahl als Teil der Bezugsgröße für die 
Berechnung der Arbeitslosenquote einbezogen 
wird? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Werner Tegtmeier 
vom 8. März 2000 

Das 630-DM-Gesetz hat sich bewährt. Die Zahl der gemeldeten ge- 
ringfügigen Beschäftigungsverhältnisse hat seit Inkrafttreten der Neu- 
regelung stetig zugenommen. Auf Basis der Meldungen der Sozialver- 
sicherungsträger geht das Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung davon aus, dass Ende 1999 ca. 3,5 Millionen geringfügig Be- 
schäftigte erstmals unter dem Schutz der Sozialversicherung stehen. 

Soweit es nach dem Inkrafttreten des Gesetzes zum Abbau von ge- 
ringfügiger Beschäftigung gekommen ist, beschränkt er sich überwie- 
gend auf geringfügige Nebenjobs. Mit der Neuregelung auch dieses 
Bereichs wurde jedoch eine Gerechtigkeitslücke geschlossen zwischen 
Beschäftigten, die Überstunden leisten und dafür Sozialabgaben zah- 
len, und geringfügig Nebentätigen, die hierfür bis zur Neuregelung 
keine Beiträge zahlen mussten. 

Das Gesetz wird die Grundlagen der Sozialversicherung stärken. Die 
von den Bundesländern Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen und 
dem Freistaat Sachsen im Frühsommer bei der Kienbaum Unterneh- 
mensberatung und dem Institut für Sozialforschung (ISG) in Auftrag 
gegebene Studie zu den Auswirkungen der Neuregelung der geringfü- 
gigen Beschäftigung bestätigt dies in eindrucksvoller Weise. Ein be- 
achtlicher Teil von geringfügigen Arbeitsplätzen ist in sozialversiche- 
rungspflichtige Teilzeitarbeitsplätze umgewandelt worden. 

Die Bundesanstalt für Arbeit veröffentlicht zu Monatsanfang jeweils 
die Arbeitslosenquote für den Vormonat. Diese Arbeitslosenquote 
enthält im Zähler die jeweils aktuelle Zahl der Arbeitslosen des Vor- 
monats. Im Nenner steht die Zahl der Erwerbspersonen. Da die Da- 
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ten zu den verschiedenen Gruppen von Erwerbstätigen erst mit - un- 
terschiedlicher - Zeitverzögerung verfügbar sind, stellt die Bundesan- 
stalt für Arbeit die Nenner zur Berechnung von Arbeitslosenquoten 
einmal jährlich im Mai für den Berichtsmonat April um (im Ausnah- 
mejahr 1999 erst im Juni für den Berichtsmonat Mai). Für die Berech- 
nung der aktuellen Arbeitslosenquoten werden derzeit folgende Nen- 
ner verwendet: 


Bundesgebiet 



West 

Ost 

Insgesamt 

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte Juni 1998 

21 624 274 

5 476 509 

27 100 783 

+ geringfügig Beschäftigte Schätzung auf der Grundlage des 
Mikrozensus April 1998 

1 707 000 

172 000 

1 879 000 

+ Beamte (ohne Soldaten) Personalstandsstatistik Juni 1997 

1 888 544 

172 634 

2 061 178 

+ Arbeitslose Juni 1998 

2 790 301 

1 284 753 

4 075 054 

+ auspendelnde Grenzarbeitnehmer 

29 753 

- 

29 753 

= Nennergröße abhängige zivile Erwerbspersonen 

28 039 872 

7 105 896 

35 145 768 

+ Selbständige u. mithelfende Familienangehörige 

Mikrozensus April 1998 

3 421 000 

561 000 

3 982 000 

= Nennergröße alle zivile Erwerbspersonen 

31 460 872 

7 666 896 

39 127 768 


1999 sank die Arbeitslosenquote durch die Umstellung der Bezugs- 
größe für Deutschland um 0,1 %- Punkte (nicht 0,1 %), für West- 
deutschland ebenfalls um 0,1 %- Punkte und für Ostdeutschland um 
0,2 %- Punkte . 

Auch in Zukunft kann die jährliche Aktualisierung der Bezugsgröße 
zu geringfügigen Änderungen der Arbeitslosenquote führen. Es gilt: 
Die Veränderung der Bezugsgröße um rd. 400 000 ändert die Arbeits- 
losenquote - bei derzeitigem Niveau der Arbeitslosigkeit - um 0,1 %- 
Punkte . 

Durch die neue Datenquelle (seit 1. April 1999 müssen die Arbeit- 
geber alle geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse bei den Kranken- 
kassen melden) für die - nun richtiger erfasste - Zahl der geringfügig 
Beschäftigten wird die Arbeitslosenquote in diesem Jahr voraussicht- 
lich um mehr als 0,1 %-Punkte reduziert werden. 

Eine erfreuliche Bilanz des Anstiegs der unter dem Schutz der Sozial- 
versicherung stehenden geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse. 


32. Abgeordneter 

Wolfsane 

Zöller 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass Pflegekräfte keinen An- 
spruch auf Rente erwerben, wenn die Pflege- 
bedürftigen noch nie in einem versicherungs- 
pflichtigen Arbeitsverhältnis gestanden haben 
und auch sonst keine Ansprüche an die Ren- 
tenversicherung geltend machen können, da 
das Pflegegeld vom Sozialamt und nicht von 
einer Pflegekasse gezahlt wird, und wenn ja, 
welche Möglichkeiten der Abhilfe sieht die 
Bundesregierung bei solchen Härtefällen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Achenbach 
vom 20. Juli 2000 

Pllegezeiten, für die Pflegekassen oder private Pflegeversicherungen 
Beiträge an die gesetzliche Rentenversicherung entrichten, werden 
rentenrechtlich wie eine Pflichtbeitragszeit aufgrund einer Erwerbstä- 
tigkeit bewertet. Das heißt, dass eine solche Pflegezeit dann zu einer 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung führt, wenn ggf unter 
Hinzurechnung anderer Versicherungszeiten die allgemeine Wartezeit 
(mindestens 60 Kalendermonate) erfüllt ist. 

Diese Ausführungen gelten auch für die Pflegepersonen von pflegebe- 
dürftigen Empfängern von laufender Hilfe zum Eebensunterhalt und 
Pflegegeld nach dem Bundessozialhilfegesetz, soweit sie nach dem 
Beginn des Sozialhilfebezuges als freiwillige Mitglieder in der gesetz- 
lichen oder privaten Krankenversicherung verbleiben und als Eolge 
der Krankenversicherung auch pflegeversichert sind. 

Wenn die Sozialhilfe im Rahmen der Hilfe zur Pflege häusliche Pfle- 
geleistungen finanziert, können auch Eeistungen für die Alterssiche- 
rung der Pflegepersonen in Betracht kommen. So sind Pflegebedürfti- 
gen, die Pflegegeld nach § 69a des Bundessozialhilfegesetzes erhalten, 
zusätzlich die Aufwendungen für die Beiträge einer Pflegeperson oder 
einer besonderen Pflegekraft für eine angemessene Alterssicherung 
zu erstatten, wenn diese nicht anderweitig sichergestellt ist. In den 
übrigen Eällen häuslicher Pflege können Beiträge der Pflegeperson 
für eine angemessene Aterssicherung als Ermessensleistung über- 
nommen werden. Die Übernahme von Beiträgen einer Pflegeperson 
für eine angemessene Alterssicherung kommt sozialhilferechtlich aber 
nur in Betracht, wenn nicht bereits eine ausreichende Aterssicherung 
(Rentenanwartschaft, Hinterbliebenenrente, Versorgungsausgleich) 
besteht. Mit der von der Sozialhilfe finanzierten Alterssicherung der 
Pflegeperson soll vermieden werden, dass diese wegen der von ihr 
ausgeübten Pflegetätigkeit und der möglicherweise dadurch von ihr 
versäumten Altersversorgung im Alter von der Sozialhilfe abhängig 
ist. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


33. Abgeordneter 

Carl-Detlev 
Freiherr von 
Hammerstein 

(CDU/CSU) 


Welche Kosten sind der Bundesregierung 
durch die Kommission „Gemeinsame Sicher- 
heit und Zukunft der Bundeswehr“ entstan- 
den, und wie viele Mitarbeiter sowie Sachma- 
terial (Pkw, Räumlichkeiten, Büroausstattung) 
wurden dieser Kommission von der Bundesre- 
gierung bis jetzt zur Verfügung gestellt? 



Drucksache 14/3958 


- 22 - 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 20. Juli 2000 

Die für die Kommission „Gemeinsame Sicherheit und Zukunft der 
Bundeswehr“ und das zugehörige Sekretariat aufgewendeten Ausga- 
ben belaufen sich auf ca. 2,7 Mio. DM. Darin enthalten sind Ausga- 
ben für Studien, Sitzungsentschädigungen, Tagegelder, Reiskosten, 
protokollarische Ausgaben und Ausgaben für den Druck des Berichts 
der Kommission. Der Hauptanteü der Ausgaben entfiel auf die neun 
von der Kommission in Auftrag gegebenen Studien mit ca. 2,15 Mio. 
DM. 

Für das Sekretariat der Kommission wurden insgesamt 16 Mitarbei- 
ter des Bundesministeriums der Verteidigung (11 zivile, davon 2 Halb- 
tagskräfte und 5 müitärische) zur Verfügung gestellt. Die Besoldung 
umfasste eine Bandbreite von BesGrp B 6 bis Vergütungsgruppe 
BAT VII. Das Personal konnte ausschließlich durch Personalfüh- 
rungsmaßnahmen rekrutiert werden, so dass keine Neueinstellungen 
vorgenommen werden mussten. 

Den Kommissionsmitgliedern wurden die Reisekosten nach den 
Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit auf Antrag er- 
stattet. Fahrzeuge aus dem Bestand des Bundesministeriums der Ver- 
teidigung wurden der Kommission weder zur Verfügung gestellt noch 
wurden zu diesem Zweck Pkw angemietet. Soweit möglich wurden 
notwendige Fahrten durch die Fahrbereitschaft des Ministeriums 
oder anderer Bundeswehreinrichtungen durchgeführt. Bei Auslands- 
dienstreisen wurde, wenn möglich, die Flugbereitschaft des Ministeri- 
ums genutzt. 

In den Liegenschaften der beiden Dienstsitze des Ministeriums in 
Bonn und Berlin wurden für die Kommission insgesamt 16 Büros mit 
einer Hauptnutzungsfiäche von 285 qm bereitgestellt. Als Sitzungs- 
säle für die Kommission dienten bundeswehreigene Tagungs- und Be- 
sprechungsräume. Die Büroausstattung entsprach dem im Ministeri- 
um üblichen Standard. 


34. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen haben die vom Bundes- 
minister der Verteidigung vorgelegten Eck- 
pfeiler für die Zukunft der Bundeswehr („Die 
Bundeswehr - Sicher ins 21. Jahrhundert. 
Eckpfeiler für eine Erneuerung von Grund 
auf‘), die in Punkt 76 eine Straffung der terri- 
torialen Wehrorganisation vorsehen, auf Zahl, 
Struktur und Personalumfang der Verteidi- 
gungsbezirkskommandos in Bayern, und in- 
wieweit wird davon auch das Verteidigungs- 
bezirkskommando 67 in Bayreuth betroffen 
sein? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 20. Juli 2000 

Die notwendige Reform der Bundeswehr, die der Bundesminister der 
Verteidigung am 14. Juni 2000 nach dem Beschluss der Bundesregie- 
rung eingehend erläutert hat, wird der veränderten geopolitischen 
und strategischen Lage Deutschlands, dem neuen Strategischen Kon- 
zept der Allianz und den aus der sicherheits- und verteidigungspoliti- 
schen Integration Europas abzuleitenden Aufgaben Rechnung tragen. 
Mit den mittel- und langfristig verfügbaren Haushaltsmitteln kommt 
ein weiterer wichtiger Parameter hinzu. Eine Überprüfung von Struk- 
tur, Ausbildung und Ausrüstung der Streitkräfte und die damit ver- 
bundene Anpassung der zivüen Anteile der Bundeswehr ist erforder- 
lich. 

In diesem Zusammenhang werden Entscheidungen zu treffen sein, 
die gegebenenfalls die Prüfung von Struktur und Aufgaben von Trup- 
penteilen und Dienststellen sowie deren Stationierungsorte nach sich 
ziehen können. Dies wird auch für die Verteidigungsbezirkskomman- 
dos und den Standort Bayreuth zutreffen. Dabei werden die Belange 
der Soldaten, der zivilen Mitarbeiter und deren Eamilien sowie die In- 
teressen der Region in die Überlegungen einbezogen. 

Sollten als Ergebnis der Untersuchungen konkrete Standortentschei- 
dungen notwendig sein, werden, wie in der Vergangenheit auch, der 
Deutsche Bundestag und die Eänderregierungen konsultiert. 


35. Abgeordnete 

Heidi 

Lippmann 

(PDS) 


Trifft es zu, dass die Bundesregierung der 
Nordatlantischen Allianz einen abrufbaren 
deutschen Beitrag von viermal 33 000 Solda- 
ten für den Plankenschutz (konkret: Polen, 
Norwegen, die türkische Meerenge und die 
Südgrenze der Türkei) in akuten Spannungs- 
krisen zugesichert hat (s. Artikel von E. Rühl, 
Am Bündnis vorbei, in der Prankfurter Allge- 
meinen Zeitung vom 20. Mai 2000)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 20. Juli 2000 

Bis Ende der 80er Jahre lag der Schwerpunkt der Operationsplanung 
der NATO an der innerdeutschen Grenze und in Mitteleuropa. Nach 
Auflösung des Warschauer Paktes wurden die alten Planungen aufge- 
geben und die NATO konzentrierte sich auf eine Anzahl von Eventu- 
alfällen in bestimmten Regionen des Bündnisses. Ziel ist es, Krisen 
und potenziellen Konflikten vorzubeugen und zu begegnen. Die zu 
Grunde gelegten Risiken sind in der MC 161 beschrieben, gehen von 
einer möglichen Bedrohung eines Mitgliedstaates aus und basieren so- 
mit auf der Annahme des Artikel-5-P alles des Nordatlantikvertrages. 
Die Allianz hat im Rahmen ihrer Verantwortung für eine angemes- 
sene Risikovorsorge bestimmte Szenarien konkret ausgeplant. Das 
Bundesministerium der Verteidigung hat dafür angemessene und un- 
terschiedlich große Kräftekontingente für planerische Zwecke ange- 
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zeigt. Diese Anzeige beinhaltet kein automatisches Zugriffsrecht sei- 
tens der Allianz. Die Zahl „viermal 33 000 Soldaten“ ist nicht zutref- 
fend. 


36. Abgeordnete Wenn ja, wann wurde dieser militärische Bei- 

Heidi trag zugesagt? 

Lippmann 

(PDS) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 20. Juli 2000 

Die Zusagen für planerische Zwecke erfolgten entsprechend dem Be- 
arbeitungsstand der verschiedenen Eventualfallpläne zu unterschied- 
lichen Zeitpunkten. Zu den Eventualfallplänen findet laufend eine 
Kräfteanpassung statt, während der auch potenzielle deutsche Beiträ- 
ge sowohl nach Umfang als auch nach Qualität modifiziert werden. 


37. Abgeordnete 

Heidi 

Lippmann 

(PDS) 


Wurde darüber der Deutsche Bundestag bzw. 
der zuständige Eachausschuss des Parlaments, 
informiert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolhow 
vom 20. Juli 2000 

Eventualfallplanungen im Bündnis gehören zum Eigenbereich exeku- 
tiver Handlungsbefugnis für außenpolitisches Handeln, der von der 
Verfassung allein der Bundesregierung gewährt wird und dem Parla- 
mentsvorbehalt für konkrete Einsätze bewaffneter Streitkräfte nicht 
unterliegt. 


38. Abgeordnete Welche Bedrohungsszenarien liegen dieser 

Heidi Verteidigungsplanung des Atlantischen Bünd- 

Lippmann nisses zugrunde? 

(PDS) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolhow 
vom 20. Juli 2000 

Die verschiedenen, teilweise sehr umfangreichen Risikoanalysen sind 
in der MC 161 niedergelegt, die Szenarien sind im „Defense Require- 
ment Review“ beschrieben. Beide Dokumente sowie deren Inhalte un- 
terliegen der Geheimhaltung, so dass eine - auch auszugsweise - Wie- 
dergabe im offenen Schriftverkehr nicht möglich ist. 
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39. Abgeordneter 

Dr. Gerd 
Müller 

(CDU/CSU) 


Steht die Bundesregierung zu ihrer Zusage, 
den vollen Erhalt des Bundeswehrstandortes 
in Sonthofen auch in Zukunft zu gewährleis- 
ten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 20. Juli 2000 

Die notwendige Reform der Bundeswehr, die der Bundesminister der 
Verteidigung am 14. Juni 2000 nach dem Beschluss der Bundesregie- 
rung eingehend erläutert hat, erfordert auch unter dem Gesichtspunkt 
der Wirtschaftlichkeit eine Überprüfung von Struktur, Ausbildung 
und Ausrüstung der Streitkräfte. Dabei werden in die laufenden Un- 
tersuchungen alle Standorte und Truppenteile einbezogen. Aussagen 
zu einzelnen Standorten bezüglich ihrer künftigen Ausformung sind 
zurzeit nicht möglich. Dies trifft auch für Sonthofen zu. 


40. Abgeordneter 

Dr. Gerd 
Müller 

(CDU/CSU) 


Gibt es Überlegungen für eine Reduzierung, 
Verlängerung oder Zusammenlegung der 
Schule für Feldjäger und Stabsdienst und die 
ABC- sowie SE-Schule am Standort Sontho- 
fen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 20. Juli 2000 

Im Rahmen o. a. Untersuchungen werden alle Großstandorte, so auch 
Sonthofen mit seinen zwei Truppenschulen, betrachtet. Erst wenn die 
Gesamtausplanung der neuen Strukturen abgeschlossen ist, können 
Fragen zu einzelnen Standorten und Einrichtungen verbindlich beant- 
wortet werden. 

Sollten als Ergebnis der Untersuchungen konkrete Standortentschei- 
dungen notwendig sein, werden, wie in der Vergangenheit auch, der 
Deutsche Bundestag und die Eänderregierungen konsultiert. 


41. Abgeordneter 
Winfried 
Nachtwei 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie hat sich der Anteil am Gesamthaushalt 
der einzelnen NATO/EU-Staaten bei den je- 
weiligen Ausgaben für Verteidigung, Entwick- 
lungszusammenarbeit und Außenpolitik zwi- 
schen 1989 und 1999 entwickelt (bitte nach 
Möglichkeit getrennt nach den einzelnen Jah- 
ren aufführen)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 20. Juli 2000 

In Abstimmung mit dem Auswärtigen Amt (AA), dem Bundesminis- 
terium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) 
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und dem Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat mein Haus die 
Beantwortung Ihrer Frage übernommen. 

Dabei wurde deutlich, dass ein aus den nationalen Gesamthaushalten 
abgeleiteter Vergleich wegen der unterschiedlichen Organisations- 
systematik förderativ strukturierter (z. B. USA, Deutschland) und 
zentral organisierter Staaten (z. B. Großbritannien, Frankreich, Ita- 
lien) grundsätzlich nicht möglich ist und zu falschen Schlussfolgerun- 
gen führen würde. 

Zuverlässiger und daher im internationalen Rahmen üblich ist ein ent- 
sprechender Vergleich auf der Basis des Bruttoinlands- bzw. Bruttoso- 
zialprodukts (BIP/BSP) als Maßstab der wirtschaftlichen Leistungsfä- 
higkeit. Auf dieser Grundlage wurden die Ausgaben für die Politikfel- 
der „Verteidigung“ (Tabelle 1, s. S. 27) und „Entwicklungszusam- 
menarbeit“ (Tabelle 2, s. S. 28) ermittelt. Für den Anteil „Außenpoli- 
tik“ konnte uns das AA keine vergleichbaren Daten etwa der NATO- 
Staaten zur Verfügung stellen. 


42. Abgeordnete 

Katherina 

Reiche 

(CDU/CSU) 


Welchen Stand haben die Überlegungen der 
Bundesregierung bezüglich einer Privatisie- 
rung der Geländebetreuung von Standortver- 
waltungen der Bundeswehr? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 20. Juli 2000 

Bisher wurden lediglich Teilaufgaben der Geländebetreuung von 
Standortverwaltungen an private Anbieter vergeben. Dies war bei 
einigen Standortverwaltungen in Zeiten einer erhöhten Arbeitsbelas- 
tung erforderlich. Die Ausschreibung des gesamten Bereichs der Ge- 
ländebetreuung einer Standortverwaltung ist erstmals im Rahmen des 
Pilotprojektes der probeweisen Privatisierung der Standortverwaltung 
Düren vorgesehen. 


43. Abgeordnete 

Katherina 

Reiche 

(CDU/CSU) 


Hatten die bisherigen Pilotprojekte das Ergeb- 
nis, dass eine interne Optimierung der Stand- 
ortverwaltungen einer Privatisierung vorange- 
hen sollte? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 20. Juli 2000 

Die interne Optimierung der Standortverwaltungen wird mit Nach- 
druck vorangetrieben. Auf dem Gebiet der Geländebetreuung gab es 
bisher keine Pilotprojekte. 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode -21 - 


Drucksache 14/3958 





Tabelle 2 


Öffentliche Entwicklungszusammenarbeit (ODA) der DAC-Mitgliedsländer 

N ettoauszahlungen 


Land 

1989 

1990O 

1991» 

1992» 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

1998 


Mio. 

US-$ 

% des 

BSP 

Mio. 

US-$ 

% des 

BSP 

Mio. 

US-$ 

% des 
BSP 

Mio. 

US-$ 

% des 

BSP 

Mio. 

US-$ 

% des 
BSP 

Mio. 

US-$ 

% des 

BSP 

Mio. 

US-$ 

% des 
BNE^) 

Mio. 

US-$ 

% des 
BNE2) 

Mio. 

US-$ 

% des 
BNE2> 

Mio. 

US-$ 

% des 
BNE2) 

Australien 

1020 

0,38 

955 

0,34 

1 050 

0,38 

1 015 

0,37 

953 

0,35 

1091 

0,34 

1 194 

0,36 

1074 

0,28 

1061 

0,28 

960 

0,27 

Österreich 

282 

0,23 

394 

0,25 

547 

0,34 

556 

0,30 

544 

0,30 

655 

0,33 

767 

0,33 

557 

0,24 

527 

0,26 

456 

0,22 

Belgien 

703 

0,46 

889 

0,46 

831 

0,41 

870 

0,39 

810 

0,39 

727 

0,32 

1 034 

0,38 

913 

0,34 

764 

0,31 

883 

0,35 

Kanada 

2 320 

0,44 

2470 

0,44 

2 604 

0,45 

2515 

0,46 

2 400 

0,45 

2250 

0,43 

2 067 

0,38 

1 795 

0,32 

2045 

0,34 

1 691 

0,29 

Dänemark 

937 

0,93 

1 171 

0,94 

1 200 

0,96 

1 392 

1,02 

1 340 

1,03 

1446 

1,03 

1 623 

0,96 

1772 

1,04 

1 637 

0,97 

1 704 

0,99 

Finnland 

706 

0,64 

846 

0,65 

930 

0,80 

644 

0,64 

355 

0,45 

290 

0,31 

388 

0,32 

408 

0,34 

379 

0,33 

396 

0,32 

Frankreichs^ 

5 802 

0,61 

7 163 

0,60 

7 386 

0,62 

8 270 

0,63 

7915 

0,63 

8 466 

0,64 

8 443 

0,55 

7451 

0,48 

6 307 

0,45 

5 742 

0,40 

Deutschland 

4948 

0,41 

6320 

0,42 

6890 

0,40 

7583 

0,38 

6954 

0,36 

6818 

0,34 

7524 

0,31 

7 601 

0,32 

5857 

0,28 

5581 

0,26 

Irland 

49 

0,17 

57 

0,16 

72 

0,19 

70 

0,16 

81 

0,20 

109 

0,25 

153 

0,29 

179 

0,31 

187 

0,31 

199 

0,30 

Italien 

3613 

0,42 

3 395 

0,31 

3 347 

0,30 

4122 

0,34 

3 043 

0,31 

2 705 

0,27 

1 623 

0,15 

2416 

0,20 

1266 

0,11 

2278 

0,20 

Japan 

8 965 

0,31 

9 069 

0,31 

10 952 

0,32 

11 151 

0,30 

11 259 

0,27 

13 239 

0,29 

14489 

0,28 

9 439 

0,20 

9 358 

0,22 

10 640 

0,28 

Luxemburg'*^ 

18 

0,19 

25 

0,21 

42 

0,33 

38 

0,26 

50 

0,35 

59 

0,40 

65 

0,36 

82 

0,44 

95 

0,55 

112 

0,65 

Niederlande 

2 094 

0,94 

2 538 

0,92 

2517 

0,88 

2 753 

0,86 

2 525 

0,82 

2517 

0,76 

3 226 

0,81 

3 246 

0,81 

2947 

0,81 

3 042 

0,80 

Neuseeland 

87 

0,22 

95 

0,23 

100 

0,25 

97 

0,26 

98 

0,25 

110 

0,24 

123 

0,23 

122 

0,21 

154 

0,26 

130 

0,27 

Norwegen 

917 

1,05 

1205 

1,17 

1 178 

1,13 

1 273 

1,16 

1 014 

1,01 

1 137 

1,05 

1 244 

0,87 

1 311 

0,85 

1 306 

0,86 

1 321 

0,91 

Portugal^* 

113 

0,25 

148 

0,25 

205 

0,30 

293 

0,35 

235 

0,28 

303 

0,34 

258 

0,25 

218 

0,21 

250 

0,25 

259 

0,24 

Spanien^^ 

541 

0,14 

965 

0,20 

1 262 

0,24 

1 518 

0,27 

1 304 

0,28 

1 305 

0,28 

1 348 

0,24 

1251 

0,22 

1234 

0,24 

1 376 

0,24 

Schweden 

1 799 

0,96 

2007 

0,91 

2116 

0,90 

2460 

1,03 

1 769 

0,99 

1 819 

0,96 

1 704 

0,77 

1 999 

0,84 

1 731 

0,79 

1 573 

0,72 

Schweiz 

558 

0,30 

750 

0,32 

863 

0,36 

1 139 

0,45 

793 

0,33 

982 

0,36 

1 084 

0,34 

1026 

0,34 

911 

0,34 

898 

0,32 

Großbritannien 

2 587 

0,31 

2 638 

0,27 

3 201 

0,32 

3 243 

0,31 

2 920 

0,31 

3 197 

0,31 

3 202 

0,29 

3 199 

0,27 

3 433 

0,26 

3 864 

0,27 

Vereinigte Staaten 

7 677 

0,15 

11 394 

0,21 

11 262 

0,20 

11 709 

0,20 

10 123 

0,15 

9927 

0,14 

7 367 

0,10 

9 377 

0,12 

6 878 

0,09 

8 786 

0,10 

DAC insgesamt^^ 

45 737 

0,32 

52961 

0,33 

56678 

0,33 

60850 

0,30 

56486 

0,30 

59152 

0,30 

58926 

0,27 

55 438 

0,25 

8324 

0,22 

51888 

0,24 


Erläuterungen zur Tabelle 2 

Es handelt sich um Daten, die vom Entwicklungshilfeausschuss (Development Assistance Committee/DAC) der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) für seine Mitglieder jährlich ermittelt werden. Von den 18 
NATO-Ländern sind 13 (markiert) Mitglieder im DAC. Die NATO-Länder Tschechien, Ungarn, Polen und Türkei sind keine DAC-Mitglieder. Griechenland wurde erst im Dezember 1998 Mitglied des DAC. Ihre EZ-Leistungen sind vergleichsweise 
gering. 

Die Tabelle enthält die öffentlichen Leistungen der Entwicklungszusammenarbeit (Official Development Assistance/ODA) der Entwicklungshilfegeber in US-$, einschließlich des prozentualen Anteils am Bruttosozialprodukt. Über den Anteil am Ge- 
samthaushalt liegen keine Angaben vor. 


1) Einschließlich des Schuldenerlasses aus Militärhilfe und sonstigen Handelsschulden (Erlass von Nicht-ODA-Forderungen): 

1990: Frankreich/294; Japan/15; Niederlande/12; Schweden/5; Großbritannien/8; USA/1 200 Mio. US-$; zusammen; 1 534 Mio. US-$); 

1991: Österreich/4,2; Japan/6,8; Großbritannien/ 17; USA/l 855 Mio. US-$; zusammen: 1 882,9 Mio. US-$; 

1992: Australien/4,2; Belgien/30,2; Deutschland/620,4; Frankreich/108,5; Großbritannien/90,4; Japan/32; Niederlande/1 1,4; Norwegen/46,8; Österreich/25,3; Schweden/7,1; USA/894 Mio. US-$; zusammen: 1 870,2 Mio. US-$. 

2) Der Anteil der deutschen Gesamtleistungen am Bruttonationaleinkommen (BNE) wurde unter Berücksichtigung der revidierten Zahlen des Statistischen Bundesamtes neu berechnet. 

3) Ab 1988: Mit Überseegebieten (TOM), aber ohne Überseedepartements (DOM); bis 1987: einschließlich TOM und DOM. 

4) Seit November 1992 DAC-Mitglied. 

5) Seit Dezember 1991 DAC-Mitglied. 

6) Ohne Erlass der Nicht-ODA-Schulden (s. Fußnote l). 

Quelle: OECD/DAC, bereitgestellt durch BMZ 116-2 vom 10. April. 2000 
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44. Abgeordneter 

Klaus-Peter 

Willsch 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen unternimmt die Bundes- 
regierung gegen Verwendungs- und Beförde- 
rungsstaus in bestimmten Dienstgradgruppen 
bei der Bundeswehr, insbesondere durch vor- 
zeitige Dienstzeitbeendigung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 20. Juli 2000 

Zur Notwendigkeit, den so genannten Verwendungs- und Beförde- 
rungsstau in den hiervon betroffenen Laufbahnen bzw. Laufbahn- 
gruppen zu beseitigen, hat der Bundesminister der Verteidigung in 
der Öffentlichkeit mehrfach Stellung genommen. Er hat stets seine 
Absicht betont, den Stau möglichst vollständig abzubauen. Dies setzt 
voraus, dass die unausgewogene Altersstruktur der Offiziere und Un- 
teroffiziere auf Dauer bereinigt wird. In Ausführung des Kabinettbe- 
schlusses vom 14. Juni 2000 hat der Bundesminister der Verteidigung 
deshalb am 29. Juni 2000 eine Planungsweisung erteilt, zur Errei- 
chung dieses Ziels bis zum 1. April 2001 ein Konzept einschließlich 
notwendiger gesetzgeberischer Maßnahmen zu entwickeln. Die Über- 
legungen hierzu sind noch nicht abgeschlossen. 


45. Abgeordneter 

Klaus-Peter 

Willsch 

(CDU/CSU) 


Gibt es ein Besoldungs-Modell, das vorsieht, 
dass Berufssoldaten nach 30 Dienstjahren und 
mit Erreichen des 50. Eebensjahres mit 80% 
ihrer Bezüge in den Ruhestand gehen können? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 20. Juli 2000 

Vor dem Hintergrund der Antwort zu Erage 44 ist eine detaillierte Er- 
örterung denkbarer Eösungsansätze zurzeit noch nicht möglich. Soll- 
ten jedoch Modelle vorzeitiger Zurruhesetzung einbezogen werden, 
wird trotz Vorrangs der dienstlichen Interessen der Grundsatz der 
Einvernehmlichkeit und Sozialverträglichkeit im Vordergrund der 
Überlegungen stehen. 


46. Abgeordneter 

Klaus-Peter 

Willsch 

(CDU/CSU) 


Welche Überlegungen gibt es zur Erhöhung 
der Auslandsverwendungszulage bei der Bun- 
deswehr und wie sieht ein Vergleich mit den 
europäischen Partnerarmeen aus? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 20. Juli 2000 

Derzeit werden keine Überlegungen zur Erhöhung des Auslandsver- 
wendungszuschlags nach § 58a Bundesbesoldungsgesetz angestellt. 
Die Soldaten der Bundeswehr liegen bei einem Vergleich der finan- 
ziellen Eeistungen zur Abgeltung der besonderen materiellen und im- 
materiellen Belastungen im Auslandseinsatz gemeinsam mit Erank- 
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reich und Italien an der Spitze der westlichen Nationen. Zurzeit erhal- 
ten die Soldaten im Auslandseinsatz einen steuerfreien Auslandsver- 
wendungszuschlag je nach Einsatzgebiet in Höhe von 1 500 bis 5 400 
DM pro Monat. 


47. Abgeordneter 

Klaus-Peter 

Willsch 

(CDU/CSU) 


Sind Zulagen wie die für Soldaten in Unter- 
tageanlagen an eine Nachweisführung über 
verwendungsbedingte Mehraufwendungen ge- 
knüpft und ist eine Novellierung dieser Rege- 
lung vorgesehen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Schulte 
vom 20. Juli 2000 

Die Gewährung der pauschalierten Aufwandsentschädigung für den 
Einsatz von Soldaten und Beamten in den Untertageanlagen der Bun- 
deswehr (Kaufering, Eorch, Mechernich und Neckarzimmern) setzt 
keine Nachweisführung über dienstlich veranlasste Mehraufwendun- 
gen voraus. Eediglich im Haushaltsjahr 1999 wurden Nachweise erho- 
ben, um - mit positivem Ergebnis - über die Weitergewährung dieser 
Aufwandsentschädigung entscheiden zu können. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Famiiie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


48. Abgeordnete 

Maria 

Eichhorn 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die von 
Verbänden vorgetragenen Fakten, dass die 
Sparmaßnahmen der Bundesregierung im Zi- 
vildienstbereich auch in der Betreuung chro- 
nisch kranker und behinderter Menschen zu 
Einschränkungen führen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Edith Niehuis 
vom 24. Juli 2000 

Die Bundesregierung legt entscheidenden Wert darauf, dass gerade 
im Bereich der sozialen Betreuung der Einsatz von Zivildienstleisten- 
den sichergestellt wird. Auch im Juli und August werden annähernd 
100 000 Zivildienstleistende im Dienst sein. Eür September 2000 ist 
wieder mit ca. 111 000 Zivüdienstleistenden zu rechnen, angesichts 
von 124000 Zivildienstleistenden, die im Jahresdurchschnitt einge- 
setzt sind, wird deutlich, dass sich die Steuerung durch die Verbände 
der Eeien Wohlfahrtspflege bewährt hat. 

Diese Steuerung, die mit den Verbänden der Freien Wohlfahrtspflege 
zunächst bis zum 30. September 2000 vereinbart wurde und auch im 
kommenden Haushaltsjahr fortgesetzt wird, gibt den Verbänden die 
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Handhabe, die notwendigen Prioritäten bei der Besetzung der Zivil- 
dienstplätze zu setzen. Das güt nicht nur für die stationäre Versor- 
gung, sondern auch für die ambulante Betreung. Gerade der Einsatz 
der Zivildienstleistenden im Bereich der sozialen Dienste, der einen 
Kernbereich des Zivildienstes ausmacht, kann damit sichergestellt 
werden. 

Auch bei der Betreuung chronisch kranker und behinderter Men- 
schen können die notwendigen Prioritäten gesetzt werden. 

Für den Bereich der Individuellen Schwerstbehindertenbetreuung von 
Erwachsenen (ISB) ist allerdings darauf hinzuweisen, dass dort die 
Besetzung von Zivildienstplätzen prozentual geringer ist als in ande- 
ren Tätigkeitsbereichen. Dieses Problem lässt sich seit 1991 feststel- 
len. Es hat mit den Maßnahmen der Bundesregierung für das Jahr 
2000 nichts zu tun. 

Ab 1. Oktober 2000 ist mit den Verbänden eine weitere Regelung ver- 
einbart, damit alle Zivil dienstpflichtigen im Bereich des ISB eingesetzt 
werden können, die eine entsprechende Bereitschaft bekundet haben. 
Auf diese Weise erhält das Bundesamt für den Zivildienst die Mög- 
lichkeit, jede für einen Zivüdienstplatz im Bereich der ISB und ISB-K 
eingehende Einverständniserklärung direkt in eine Einberufung um- 
zusetzen. 


49. Abgeordnete 
Maria 
Eichhorn 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen wird die Bundesregie- 
rung ergreifen, um die negativen Folgen durch 
die Kürzung des Zivildienstes, die gegen ihre 
Versprechungen eingetreten sind, zum 1. Juli 
2000 zu beheben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Edith Niehuis 
vom 24. Juli 2000 

Die Frage geht von unzutreffenden Voraussetzungen aus. 


50. Abgeordnete 

Maria 

Eichhorn 

(CDU/CSU) 


Was wird die Bundesregierung unternehmen, 
um engagierten jungen Menschen gemäß ihrer 
Bereitschaft ein Freiwilliges Soziales Jahr zu 
ermöglichen, da nach Auskunft des Bundesmi- 
nisteriums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend gemäß Trägerschätzungen auf eine 
Stelle im Rahmen des Freiwilligen Sozialen 
Jahres drei Bewerber kommen? 


51. Abgeordnete 
Maria 
Eichhorn 

(CDU/CSU) 


Welcher Haushaltsansatz wäre schätzungswei- 
se notwendig, um allen Bewerberinnen und 
Bewerbern einen solchen Platz zu ermögli- 
chen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Edith Niehuis 
vom 24. Juli 2000 

Die genannte Zahl der Bewerbungen ist eine Schätzgröße aus der Be- 
fragung von Einsatzstellen, die vor allem das Interesse junger Men- 
schen an einem Freiwilligen Jahr deutlich macht. Sie ist aber als Basis 
für Haushaltsentscheidungen weniger geeignet, weil Mehrfachbewer- 
bungen und die Notwendigkeit einer Eignungsauswahl unberücksich- 
tigt sind. 

Die 1998 veröffentlichte „Untersuchung zum Freiwilligen Sozialen 
Jahr“ hat ergeben, dass an einem Freiwilligen Sozialen Jahr interes- 
sierte junge Menschen im statistischen Durchschnitt bei 2,5 Trägern 
um Informationen nachfragen und sich bei 1,8 Trägern auch bewer- 
ben. 

Der Einsatz im Rahmen des Freiwilligen Sozialen Jahres erfolgt nach 
den Ergebnissen der Untersuchung zu 23,7% in Altenheimen, zu 
17,1 % in allgemeinen Krankenhäusern und zu 13,1 % in der stationä- 
ren Behindertenhilfe. Für diese Einsätze sind nicht alle Bewerberin- 
nen und Bewerber gleichermaßen geeignet. Im Verlauf des Bewer- 
bungsverfahrens, dass von den freien Trägern eigenverantwortlich 
durchgeführt und nach der Untersuchung von 97,1 % der Bewerberin- 
nen und Bewerber als gerecht beurteilt wird, erfolgt eine sachgerechte 
Besetzung der zur Verfügung stehenden Einsatzstellen. Wie die über- 
aus positive Bewertung des Freiwüligen Sozialen Jahres insgesamt 
zeigt, handelt es sich um ein bewährtes Verfahren. 

Unter Berücksichtigung der Steigerung der Platzzahlen von 1996 bis 
1999 um 39% geht die Bundesregierung davon aus, dass der größte 
Teil der Bewerberinnen und Bewerber auch geeignete Einsatzstellen 
vermittelt bekommen. Dennoch wäre es wünschenswert, generell allen 
jungen Menschen, die ein Freiwilliges Jahr absolvieren möchten, auch 
dazu die Möglichkeit zu geben. Dies hat allerdings finanzielle Auswir- 
kungen, die auf Grund der Finanzierungsmodalitäten des Freiwilligen 
Jahres sowohl den Bund als auch die Fänder betreffen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


52. Abgeordneter 

Klaus 

Holetschek 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung, dass kurs- 
spezifische Kneippanwendungen nicht mehr 
in der Positivliste verankert sind sowie dass 
die zusätzliche Hydrotherapieliste, die vorwie- 
gend Kneipp’sche Anwendungen, Güsse und 
Bäder beinhaltet, mit dem Verband der Ange- 
stellten-Krankenkassen zu Beginn des Jahres 
2000 nicht mehr vereinbart werden konnte? 
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53. Abgeordneter 

Klaus 

Holetschek 

(CDU/CSU) 


Warum sind diese Leistungen in den Heil- und 
Hilfsmittelrichtlinien nicht mehr enthalten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 21. Juli 2000 

Zu den von Ihnen aufgeworfenen Fragen im Hinblick darauf, dass die 
Kneipp’schen Anwendungen zu Beginn des Jahres 2000 nicht mehr 
mit dem Verband der Angestellten-Krankenkassen (VdAK) verein- 
bart werden konnten, stehen dem Bundesministerium für Gesundheit 
keine Informationen zu der vertraglichen Situation des VdAK im 
Kurbereich zur Verfügung. Ich habe deshalb die Spitzenverbände der 
gesetzlichen Krankenkassen um Auskunft zu dieser Fragestellung ge- 
beten. Nach Eingang der Antwort komme ich auf die Angelegenheit 
unaufgefordert zurück. 


54. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Rainer 
Jork 

(CDU/CSU) 


Warum konnte nach Kenntnis der Bundes- 
regierung trotz des Urteils des Bundessozial- 
gerichts vom 18. Dezember 1999 bisher keine 
einheitliche Honorierung für Psychotherapie- 
stunden in den alten und neuen Bundeslän- 
dern erreicht werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 20. Jnli 2000 

Die Vergütung psychotherapeutischer Leistungen ist ab dem Jahr 
1999 in das vertragsärztliche Vergütungssystem integriert worden. 
Dieses Vergütungssystem kennt grundsätzlich keine bundeseinheitli- 
che Honorierung von Leistungen. Die Gesamtvergütungen werden re- 
gional zwischen den Kassenärztlichen Vereinigungen und den Ver- 
bänden der Krankenkassen vereinbart. Dementsprechend ergeben 
sich i. d. R. unterschiedlich hohe Vergütungspunktwerte und damit 
eine unterschiedliche Honorarhöhe für vertragsärztliche Leistungen 
in den einzelnen Vertragsregionen. Im Übergangszeitraum des Jahres 
1999 waren psychotherapeutische Leistungen noch nicht integraler 
Bestandteil der Gesamtvergütung; die für 1999 geltende Übergangsre- 
gelung (Artikel 11 Psychotherapeutengesetz) sah jedoch bereits regio- 
nale Vereinbarungen vor, so dass im Jahr 1999 in den einzelnen KV- 
Regionen grundsätzlich mit unterschiedlich hohen Punktwerten für 
psychotherapeutische Leistungen zu rechnen war. 

Davon zu trennen ist die Frage nach einer angemessenen Vergütungs- 
höhe. Die o. a. Übergangsregelung enthält Vorgaben, die eine ange- 
messene Vergütung psychotherapeutischer Leistungen sicherstellen 
sollen: 

So sieht die sog. Auffangregelung für das Jahr 1999 vor, dass die Ver- 
tragspartner geeignete Maßnahmen zu treffen haben, falls der Punkt- 
wert für psychotherapeutische Leistungen den durchschnittlichen 
rechnerischen Punktwert für ärztliche Beratungs- und Betreuungsleis- 
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tungen (Kapitel B II des Einheitlichen Bewertungsmaßstabs) um 
mehr als 10 v. H. unterschreitet. Diese gesetzliche Vorgabe ist noch 
nicht in allen Vertragsregionen umgesetzt worden. In der Diskussion 
über eine gesetzeskonforme und sachgerechte Umsetzung der Über- 
gangsregelung für 1999 ist deutlich geworden, dass das von den Kas- 
senärztlichen Vereinigungen für die Vergütung psychotherapeutischer 
Leistungen im Jahr 1999 bereitgestellte Honorarvolumen um ca. 
300 Mio. DM unter dem im Jahr 1998 gezahlten Honorarvolumen 
liegt. 

Das Bundesministerium für Gesundheit hat deshalb mit allen Beteilig- 
ten eine Reihe von Gesprächen zu dieser Problematik geführt. 

Am 27. Januar 2000 haben sich das Bundesministerium für Gesund- 
heit und die für die Kassenärztlichen Vereinigungen zuständigen Auf- 
sichtsbehörden der Länder darauf verständigt, dass bei der Vergütung 
der im Jahr 1999 erbrachten psychotherapeutischen Leistungen der 
nach Artikel 1 1 Abs. 2 Psychotherapeutengesetz vorgegebene Min- 
destpunktwert, d. h. 90 V. H. des für Vergütung ärztlicher Beratungs- 
und Betreuungsleistungen geltenden durchschnittlichen rechnerischen 
Punktwertes, als Untergrenze zugrunde zu legen ist. Die Kassenärzt- 
lichen Vereinigungen sollen sich bei der Honorarzahlung an dem 
Punktwert des jeweils letzten Abrechnungsquartals orientieren, für 
das die notwendigen Daten verfügbar sind. Die Präge, in welchem 
Umfang die mit einer Punktwertstützung verbundenen Aufwendun- 
gen jeweils von den Krankenkassen bzw. den Kassenärztlichen Verei- 
nigungen zu tragen sind, soll im Rahmen der auf der Ebene der Ver- 
tragspartner laufenden Verfahren (Verhandlungen, Schiedsamtsent- 
scheidungen) entschieden werden. Pür den Pall, dass vertragliche 
Einigungen nicht zustande kommen und keiner der Vertragspartner 
das Schiedsamt anruft, soll die zuständige Aufsichtsbehörde von der 
Möglichkeit Gebrauch machen, eine Konfliktlösung durch Anrufung 
des Schiedsamtes herbeizuführen (§ 89 Abs. la SGB V). Inzwischen 
zeichnet sich ab, dass in allen 23 KV-Regionen durch den laufenden 
Prozess der Verhandlungen und der Schiedsamtsverfahren akzeptable 
Ergebnisse erreicht werden können. Eine abschließende Überprüfung 
der Auswirkungen der im Psychotherapeutengesetz getroffenen Über- 
gangsregelung für die Vergütung der Psychotherapeuten ist aber erst 
möglich, wenn alle derzeit noch laufenden Verhandlungen bzw. 
Schiedsamtsverfahren abgeschlossen sowie die regionalen Abrech- 
nungsergebnisse für das gesamte Jahr ausgewertet sind. 


55. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Rainer 
Jork 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen oder gesetzlichen Verän- 
derungen gedenkt die Bundesregierung zu er- 
greifen, um eine wirkliche Umsetzung des Ur- 
teils des Bundessozialgerichts in allen Bundes- 
ländern zu gewährleisten, speziell den Psycho- 
therapeuten in den neuen Bundesländern die 
Existenzgrundlage und den Patienten dort 
eine ausreichende psychotherapeutische Ver- 
sorgung zu sichern? 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


- 35 - 


Drucksache 14/3958 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 20. Juli 2000 

Wie in der Antwort zur Frage 54 geschildert, sind die ggf. noch be- 
stehenden Probleme der Vergütung von psychotherapeutischen Leis- 
tungen im Jahr 1999 im Rahmen der noch laufenden Vertragsver- 
handlungen zu lösen. Insbesondere haben die zuständigen Aufsichts- 
behörden der Länder sicherzustellen, dass in allen KV-Regionen die 
Auffangregelung sachgerecht umgesetzt wird. 

Durch das GKV-Gesundheitsreformgesetz 2000 sind mit Wirkung 
vom 1. Januar 2000 die von den Kassenärztlichen Vereinigungen an- 
zuwendenden gesetzlichen Regelungen für die Verteilung der Gesamt- 
vergütungen (Honorarverteilungsmaßstab - § 85 Abs. 4 SGB V) 
durch die folgende Vorgabe ergänzt worden: 

„Im Verteilungsmaßstab sind Regelungen zur Vergütung der Leistun- 
gen der Psychotherapeuten und der ausschließlich psychotherapeu- 
tisch tätigen Ärzte zu treffen, die eine angemessene Höhe der Vergü- 
tung je Zeiteinheit gewährleisten.“ 

Der Inhalt dieser Regelungen ist vom Bewertungsausschuss, d. h. auf 
Bundesebene, zu bestimmen, um eine bundesweit möglichst einheitli- 
che Umsetzung der gesetzlichen Vorgabe zu gewährleisten. Die vom 
Bewertungsausschuss hierzu beschlossenen Regelungen sehen Folgen- 
des vor: 

Die Kassenärztlichen Vereinigungen haben auf Grundlage des vorge- 
gebenen Berechnungsmodells regionale Mindest-Punktwerte für psy- 
chotherapeutische Leistungen festzusetzen. Der Vergütungspunktwert 
für psychotherapeutische Leistungen im Jahr 2000 wird sich nach 
Angaben der Kassenärztlichen Bundesvereinigung zwischen 7 und 
8 Pfennig, d. h. einem Sitzungshonorar von 101,50 DM bis 116 DM, 
bewegen. 

Das Bundesministerium für Gesundheit prüft zz. die von den Psycho- 
therapeutenverbänden vorgebrachte Kritik an dem Beschluss des Be- 
wertungsausschusses zur Umsetzung der gesetzlichen Vorgabe einer 
„angemessenen Vergütung je Zeiteinheit“ vor dem Hintergrund der 
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (vgl. BSGE 83, 205 ff. und 
B6 KA 14/98 und 17/98 R). Die Kassenärztliche Bundesvereinigung 
und die Spitzenverbände der Krankenkassen sind dazu um Stellung- 
nahme gebeten worden. 


56. Abgeordneter 
Klaus 
Riegert 

(CDU/CSU) 


Verfügt die Bundesregierung über Angaben, 
welche wirtschaftliche Bedeutung die Alkohol- 
werbung in und durch Sportvereine für die 
Sportvereine hat, und wenn ja, können diese 
Aufgaben differenziert in Amateurvereine und 
Sportvereine mit professionellem Charakter 
dargestellt werden? 
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57. Abgeordneter 

Klaus 

Riegert 

(CDU/CSU) 


Verfügt die Bundesregierung über Zahlen, 
welche Einnahmen den Sportvereinen durch 
Alkoholwerbung zufließen, und wenn ja, wie 
stellen sich die Zahlen im Bereich Bundesliga 
und Amateurligen dar? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 20. Juli 2000 

Über die für Alkoholwerbung im Bereich des Sports ausgegebenen 
Beträge liegen der Bundesregierung keine gesicherten Erkenntnisse 
vor. Dies gilt sowohl für das Gesamtvolumen wie auch für die Auftei- 
lung auf den Profi- und Amateurbereich sowie die sich daraus ablei- 
tende Erage der wirtschaftlichen Bedeutung der Alkoholwerbung für 
die Sportvereine. Dem Deutschen Sportbund wie auch dem Deut- 
schen Brauer-Bund liegen keine belastbaren Daten zur Alkoholwer- 
bung im Sport vor. 

Nach vorliegenden Informationen wird das „Sportsponsoring“ im 
Jahr 1999 auf insgesamt rd. 2 Mrd. DM geschätzt. Ein großer Anteil 
entfällt auf das sog. Programm-Sponsoring im Eernsehen. Unter den 
zehn Programm-Sponsoren mit dem größten Anteil befinden sich sie- 
ben deutsche Brauereien, die auch die ersten vier der Rangfolge stel- 
len. 

Die Investitionen deutscher Brauereien für Sportsponsoring schätzt 
der Deutsche Brauer-Bund auf mehrere hundert Millionen DM im 
letzten Jahr. Alleine die vier Brauereien im Ranking der zehn größten 
deutschen Sportsponsoren investierten im Jahr 1997 rd. 150 Mio. 
DM in Sportsponsoring. Eine Aufteilung auf Profi- und Amateur- 
sport sowie auf Sportverbände und -vereine liegt - auch schätzungs- 
weise - nicht vor. 

Über die Vermarktung der Eernsehrechte sind Hauptnutznießer des 
Programm-Sponsorings die besonders medienwirksamen Sportarten, 
vor allem Eußball, Eormel 1 und Tennis. Von der Bierwerbung profi- 
tieren darüber hinaus Sportverbände und Sportvereine bzw. Teams 
beispielsweise in den Sportarten Radsport, Boxen, Basketball, Eis- 
hockey, Eootball, Eeichathletik, Handball, Tischtennis, Eiskunstlauf 
Einnahmen aus der Vermarktung von Eernsehrechten kommen in der 
Regel dem Profisport zugute. 

Weitere Eormen der Alkoholwerbung im Sport durch Brauereien so- 
wie durch den Getränkehandel sind vor allem Banden-, Trikot-, Ver- 
anstaltungs- und Vereinsförderungs-Sponsoring. Die meisten Sport- 
verbände haben Werbung für alkoholische Getränke mit einem Alko- 
holanteil von über 22 Volumenprozent in ihren Werberichtlinien aus- 
drücklich ausgeschlossen. 

Zur Deckung der zunehmenden Kostensteigerungen des Sportbe- 
triebs sowie zur Sicherung der internationalen Konkurrenzfähigkeit 
von Sportvereinen und Sportverbänden spielen Sponsoringeinnah- 
men eine wichtige Rolle. Dies gilt nicht nur für Sportvereine und 
Sportverbände, die im Profisport beteiligt sind, sondern auch und ins- 
besondere im Amateurbereich. 
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Den Amateur-Sportvereinen fließen aus Sponsoring von Brauereien 
zwar erheblich geringere Mittel zu als im Profibereich. Die wirtschaft- 
liche Bedeutung des Sportsponsorings wird für den Amateurbereich 
aber deshalb hoch eingeschätzt, weil Sponsoreneinnahmen oftmals 
prozentual einen hohen Anteil am Gesamtetat des Sportvereins 
haben. Außerdem fällt es Amateurvereinen schwerer, einen Ersatz- 
Sponsor zu finden, als erfolgreichen Prollklubs. 


58. Abgeordneter 

Klaus 

Riegert 

(CDU/CSU) 


Gibt es bei der Bundesregierung Überlegun- 
gen, gesetzliche Maßnahmen herbeizuführen, 
um die Alkoholwerbung im Bereich des Sports 
einzuschränken, und wenn ja, welche Wirkun- 
gen verspricht sich die Bundesregierung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 20. Juli 2000 

Die Bundesregierung plant weder gesetzliche Maßnahmen zur Ein- 
schränkung der Alkoholwerbung für den Sportbereich noch für ande- 
re Bereiche. Die Bundesregierung setzt auf freiwillige Maßnahmen, 
die die Alkoholindustrie in eigener gesellschaftlicher Verantwortung 
entwickelt und überwacht. Die Bundesregierung begrüßt daher die 
mit Vertretern der Alkoholindustrie, der Werbewirtschaft, der Me- 
dien und des Sports zusammen beschlossene Arbeitsgruppe, die unter 
Eederführung des Bundesministeriums für Gesundheit Vorschläge 
zum verantwortungsvollen Umgang mit alkoholhaltigen Getränken 
erarbeiten wird. In dieser Arbeitsgruppe werden Eragen des vorbeu- 
genden Gesundheitsschutzes, des Kinder- und Jugendschutzes und 
der Werbung behandelt werden. 


59. Abgeordneter 

Klaus 

Riegert 

(CDU/CSU) 


Gibt es bei der Bundesregierung insgesamt 
Überlegungen, bei Sportveranstaltungen in 
Bezug auf Alkoholwerbung irgendwelche 
Maßnahmen zu ergreifen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 20. Juli 2000 

Im Auftrag des Bundesministeriums für Gesundheit führt die Bundes- 
zentrale für gesundheitliche Aufklärung mit fünf Dachverbänden im 
Sportbereich eine Kampagne „Kinder stark machen“ zur Suchtvor- 
beugung durch. Die Sportverbände, mit denen die Bundeszentrale für 
gesundheitliche Aufklärung einen Kooperationsvertrag hat (Deut- 
scher Eußball-Bund, Deutscher Handball-Bund, Deutscher Eeicht- 
athletüc-Verband, Deutscher Sportbund, Deutscher Turner-Bund), 
verzichten grundsätzlich im Kinder- und Jugendbereich freiwillig auf 
Alkoholwerbung und -Sponsoring. 

Darüber hinaus hat die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä- 
rung für alle Mitarbeiter im Bereich des Vereinssports ein Handbuch 
zur Suchtprävention herausgegeben und führt zusammen mit den 
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Sportverbänden auch Elternarbeit zum Thema Alkohol im Sportver- 
ein durch. Die Bundesregierung hält die Zusammenarbeit mit den 
Sportvereinen für weiter ausbaufähig. 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass die 
Spitzenverbände der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung (GKV) die in der Gesundheitsstruk- 
turreform 2000 geforderten Vereinbarungen 
zur Qualitätssicherung mit den betroffenen 
Leistungserbringer-Verbänden noch nicht an- 
gegangen haben, stattdessen ein „Modellver- 
such“ über 18 Monate gemeinsam mit den 
Rentenversicherungen und den Berufsgenos- 
senschaften geplant ist, der ausschließlich den 
Bereich der stationären Rehabilitation erfasst? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 21. Juli 2000 

Der Bundesregierung ist bekannt, dass die neuen Vorschriften zur 
Qualitätssicherung bei der ambulanten und stationären Vorsorge oder 
Rehabilitation (§ 137d SGB V) noch nicht umgesetzt wurden. Dazu 
sind zunächst konzeptionelle Vorarbeiten erforderlich, die - wie die 
Spitzenverbände der gesetzlichen Krankenversicherung berichten - 
eingeleitet wurden. Dazu gehört auch das von den Spitzenverbänden 
vereinbarte Projekt zur Entwicklung eines bundesweit einheitlichen 
Qualitätssicherungsverfahrens in der stationären Rehabilitation, das 
in Abstimmung mit den Renten- und Unfallversicherungsträgern er- 
folgt. Es dient dazu, ein Qualitätssicherungsprogramm zu entwickeln, 
das für den Einsatz in der stationären Vorsorge und Rehabilitation ge- 
eignet ist. 

Gespräche der Spitzenverbände zum ambulanten Rehabilitationsbe- 
reich sind nach den vorliegenden Informationen im August 2000 ge- 
plant. 


60. Abgeordnete 

Dr. Sigrid 
Skarpelis-Sperk 

(SPD) 


61. Abgeordnete 

Dr. Sigrid 
Skarpelis-Sperk 

(SPD) 


Ist es zutreffend, dass Verbände der Leistungs- 
erbringer, die bisher bei der Umsetzung des 
§ lila SGB V beteiligt waren, bisher nicht in 
die Planung eingebunden wurden, und wie will 
die Bundesregierung die zeitnahe Umsetzung 
der §§ 135 bis 137 SGB V für die Bereiche 
wohnortferner Vorsorge und Rehabilitation 
im Sinne der neu gegliederten Versorgungsket- 
te sicherstellen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 21. Juli 2000 

Die Spitzenverbände der Krankenkassen - unter der Eederführung 
des Verbandes der Angestelltenkrankenkassen - haben einzelne Leis- 
tungserbringer aufgefordert, an dem Projekt teilzunehmen und eine 
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Informationsveranstaltung am 26. Mai 2000 in Bonn durchgeführt, 
worüber auch die Verbände der Leistungserbringer informiert wur- 
den. 

Ein Versäumnis der Selbstverwaltung ist insoweit nicht ersichtlich. 
Das Bundesministerium für Gesundheit hat in Bezug auf die konkrete 
Umsetzung der Vorgaben der §§ 135a und 137d SGB V keine Einwir- 
kungsmöglichkeiten. 


62. Abgeordneter 

Dr. Dieter 

Thomae 

(E.D.P.) 


In welchem Ausmaß wird zurzeit privates Ka- 
pital im Krankenhausbereich eingesetzt und 
entspricht das nach Auffassung der Bundesre- 
gierung der Bedeutung, die privaten Investitio- 
nen in diesem Bereich zukommen sollte? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 20. Juli 2000 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, in welchem Ausmaß zurzeit 
privates Kapital im Krankenhausbereich eingesetzt wird. 


63. Abgeordneter 

Dr. Dieter 

Thomae 

(E.D.P.) 


Trifft es zu, dass nach dem gegenwärtigen 
Stand der Beratungen zwischen den Spitzen- 
verbänden der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung und der Deutschen Krankenhausgesell- 
schaft die Investitionskosten der nicht oder 
nur teilweise geförderten Krankenhäuser nicht 
in dem neuen DRG-System berücksichtigt 
werden sollen, und teilt die Bundesregierung 
die Auffassung, dass dadurch die Investitionen 
von privatem Kapital künftig nicht mehr wahr- 
scheinlich ist und die bereits monistisch finan- 
zierten nicht oder nur teilweise geförderten 
Krankenhäuser ihre Investitionskosten nicht 
mehr über § 17 Abs. 5 Krankenhausfinanzie- 
rungsgesetz finanzieren können? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 20. Juli 2000 

Nach § 17b Abs. 1 Satz 1 des Krankenhausfmanzierungsgesetzes 
i. d. E. des GKV-Gesundheitsreformgesetzes 2000 sollen mit dem 
neuen leistungsorientierten und pauschalierenden Vergütungssystem 
die allgemeinen Krankenhausleistungen vergütet werden. Angesichts 
des geltenden dualen Krankenhausfinanzierungssystems umfassen die 
allgemeinen Krankenhausleistungen Investitionen nicht. 

In dem neuen Eallpauschalensystem wird die Regelung des § 17 
Abs. 5 des Krankenhausfmanzierungsgesetzes obsolet sein. Die Eall- 
pauschalen für geförderte Krankenhäuser einerseits und nicht bzw. 
nur teilweise geförderte Krankenhäuser andererseits sind gleich hoch. 
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Im GKV-Gesundheitsreformgesetz 2000 ist ein Zuschlag zu den Fall- 
pauschalen für nicht oder nur teilweise geförderte Krankenhäuser 
nicht vorgesehen, weil dies angesichts des dualen Krankenhausllnan- 
zierungssystems systemwidrig wäre. 

Im Übrigen sieht auch der geltende § 17 Abs. 5 KHG keine Zuschlä- 
ge vor, sondern ermöglicht lediglich zugunsten nicht oder nicht voll 
geförderter Krankenhäuser, deren Pflegesätze unter bestimmten Vor- 
aussetzungen an die höheren Pflegesätze vergleichbarer voll geförder- 
ter Krankenhäuser anzupassen; die neuen Fallpauschalen aber sind 
ohnehin - wie ausgeführt - für alle Krankenhäuser gleich hoch. 


64. Abgeordneter 
Benno 
Zierer 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, dass 
vor dem Europäischen Gerichtshof eine Klage 
anhängig ist gegen die Regelung im Fünften 
Buch Sozialgesetzbuche, nach der der Rentner 
eine Vorversicherungszeit nachweisen muss, 
die - von der ersten Pflichtversicherungszah- 
lung an die Krankenkasse bis zur Rentenan- 
tragstellung gerechnet - neun Zehntel der 
zweiten Hälfte der Gesamtberufstätigkeit be- 
trägt, und kann die Bundesregierung Auskunft 
über den derzeitigen Sach- und Verfahrens- 
stand der Klage geben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Christa Nickels 
vom 20. Juli 2000 

Nach § 5 Abs. 1 Nr. 11 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch tritt 
Versicherungspflicht als Rentner ein, wenn während neun Zehnteln 
der zweiten Hälfte des Erwerbslebens eine Pflichtmitgliedschaft oder 
eine von einem Pflichtmitglied abgeleitete Familienversicherung be- 
standen hat. Als Erwerbsleben ist in diesem Zusammenhang der Zeit- 
raum zwischen der erstmaligen Aufnahme einer Erwerbstätigkeit und 
der Stellung des Rentenantrags anzusehen. Das Erfordernis einer in 
der zweiten Hälfte des Erwerbslebens zu erfüllenden Vorversiche- 
rungszeit als Voraussetzung für die Versicherungspflicht als Rentner 
ist durch das Gesundheits-Reformgesetz von 1988 eingeführt und 
durch das Gesundheitsstrukturgesetz von 1992 verschärft worden. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, dass diese Regelung Gegen- 
stand einer Klage beim Europäischen Gerichtshof ist. 

Das Bundessozialgericht sieht jedoch in der geltenden Regelung zur 
Versicherungspflicht von Rentnern eine sachlich nicht gerechtfertigte 
Benachteiligung freiwillig Versicherter gegenüber Pflichtversicherten, 
soweit hiervon Personen betroffen sind, die während ihres Erwerbsle- 
bens wegen Überschreitung der Versicherungspflichtgrenze freiwillig 
versichert waren. Es hat deshalb beschlossen, diese Regelung dem 
Bundesverfassungsgericht zur Prüfung der Verfassungsmäßigkeit vor- 
zulegen. 
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Aus der vom Bundesverfassungsgericht herausgegebenen Übersicht 
über die im Jahr 2000 vorgesehenen Entscheidungen geht hervor, 
dass das Gericht beabsichtigt, im laufenden Jahr über diese Vorlage- 
beschlüsse zu entscheiden. Wann genau mit einer Entscheidung des 
Gerichts zu rechnen ist, kann derzeit noch nicht gesagt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


65. Abgeordneter 

Klaus 

Holetschek 

(CDU/CSU) 


Wann wird der Eückenschluss (4 Kilometer) 
der Bundesautobahn A 96 zwischen Buchloe- 
West und Bad Wörishofen, für den seit dem 
23. März 1996 der Planfeststellungsbeschluss 
vorliegt, nunmehr vollzogen, da ein weiteres 
Teilstück der A 96 zwischen Eeutkirch und 
Gebrazhofen am 30. Juni 2000 dem Verkehr 
übergeben wurde und damit für die Durchgän- 
gigkeit dieser wichtigen Verkehrsader zwi- 
schen Eindau und München nur noch drei 
Teilstücke fehlen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegfried Scheffler 
vom 20. Juli 2000 

Entgegen dem von Ihnen genannten, vor kurzem in Verkehr gegange- 
nen in Baden-Württemberg gelegenen Abschnitt der A 96 zwischen 
Eeutkirch und Gebrazhofen ist der bayerische baureife Abschnitt zwi- 
schen Buchloe/West und Bad Wörishofen nicht Bestandteil des Inves- 
titionsprogrammes 1999 bis 2002. 

Damit ist - aufgrund der noch offenen Einanzierung - eine Aussage 
zum Zeitraum der Verwirklichung derzeit noch nicht möglich. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


66. Abgeordnete 

Christa 

Reichard 

(Dresden) 

(CDU/CSU) 


Wann wird das zuständige Bundesamt für 
Strahlenschutz den Antrag vom 15. Septem- 
ber 1995 zur Änderung der Genehmigung für 
das Zwischenlager Ahaus für die Einlagerung 
der Castoren MTR 2 als Voraussetzung des 
Abtransportes der Brennelemente aus Rossen- 
dorf bescheiden, nachdem schon seit längerer 
Zeit die Erfüllung der Genehmigungsvoraus- 
setzungen nachgewiesen ist? 
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Antwort des Bundesministers Jürgen Trittin 
vom 27. Juli 2000 

Die der Frage zugrunde liegende Vermutung, dass die Erfüllung der 
Genehmigungsvoraussetzungen seit längerer Zeit nachgewiesen sei, 
ist unzutreffend. Das Bundesamt für Strahlenschutz (BIS) prüft der- 
zeit, ob die gesetzlichen Voraussetzungen nach § 6 Abs. 2 AtG zur 
Erteilung einer Anderungsgenehmigung für das Transportbehälterla- 
ger (TBL) Ahaus betreffend die Einlagerung von Brennelementen aus 
Rossendorf in Behältern der Bauart Castor MTR 2 vorliegen. Gegen- 
stand der Prüfung des BfS sind von der Antragstellerin eingereichte 
Unterlagen. Das BfS wird über den Genehmigungsantrag entschei- 
den, sobald es seine Sachprüfung abgeschlossen hat. 

Darüber hinaus ist festzustellen, dass zwar der Antrag auf Genehmi- 
gung der Aufbewahrung von Kernbrennstoffen in Behältern der Bau- 
art Castor MTR 2 im TBL Ahaus nach § 6 AtG an das BfS vom 
15. September 1995 datiert. Die Antragstellerin hat jedoch in ver- 
schiedenen Schreiben in den Jahren 1996 und 1997 gebeten, die Bear- 
beitung zunächst zu Gunsten anderer Genehmigungsinhalte zurück- 
zustellen und erst im Januar 1998 damit begonnen, die notwendigen 
Genehmigungsunterlagen einzureichen. Erst danach konnte das BfS 
mit der Sachbearbeitung beginnen. 


67. Abgeordnete 

Christa 

Reichard 

(Dresden) 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten strahlenschutzrechtlichen 
und -fachlichen Sachverhalte sprechen nach 
Erkenntnissen der Bundesregierung derzeit ge- 
gen eine Genehmigungserteilung? 


Antwort des Bundesministers Jürgen Trittin 
vom 27. Juli 2000 

Voraussetzung für die Erteilung einer Anderungsgenehmigung ist das 
Vorliegen aller Genehmigungsvoraussetzungen des § 6 Abs. 2 AtG. 
Im Vordergrund der laufenden Prüfung steht derzeit die Frage, wie 
die Korrosionsfreiheit der Behälter der Bauart Castor MTR 2 über 
den beantragten Aufbewahrungszeitraum sichergestellt werden kann. 


Berlin, den 28. Juli 2000 
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